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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 1084/2010 DER KOMMISSION 

vom 25. November 2010 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 612/2009 über gemeinsame Durchführungsvorschriften für 
Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen hinsichtlich der Gleichwertigkeit im 

Rahmen der aktiven Veredelung 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf die Artikel 167 und 170 in Ver­
bindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 12 Absatz 4 Unterabsatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 612/2009 der Kommission ( 2 ) sind Aus­
fuhrerstattungen zu gewähren, wenn der oder die Be­
standteile, für welche sie beantragt werden, ursprünglich 
Gemeinschaftsursprung (jetzt Unionsursprung) hatten 
und/oder sich ursprünglich im freien Verkehr gemäß Ab­
satz 1 befunden haben und sich nur aufgrund ihrer Bei­
mischung zu anderen Erzeugnissen nicht mehr im freien 
Verkehr befinden. Diese Bestimmung findet Anwendung, 
wenn Erzeugnisse, die Ursprung in der Gemeinschaft ha­
ben und/oder sich im freien Verkehr befinden, einer ak­
tiven Veredelung gemäß den Artikeln 114 bis 129 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 
12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Ge­
meinschaften ( 3 ) unterzogen werden. 

(2) Gemäß Artikel 84 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 89 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 ist die aktive Ver­
edelung ein Zollverfahren mit wirtschaftlicher Bedeutung 
bzw. ein Nichterhebungsverfahren, das endet, wenn die 
in dieses Verfahren übergeführten Waren oder gegebe­

nenfalls die im Rahmen dieses Verfahrens gewonnenen 
Erzeugnisse eine zulässige neue zollrechtliche Bestim­
mung erhalten. 

(3) Gemäß Artikel 115 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
2913/92 müssen die Zollbehörden zulassen, dass Verede­
lungserzeugnisse aus Ersatzwaren hergestellt werden und 
aus Ersatzwaren hergestellte Veredelungserzeugnisse vor 
der Einfuhr von Einfuhrwaren aus der Gemeinschaft aus­
geführt werden. Gemäß Artikel 114 Absatz 2 Buchstabe 
e der Verordnung sind Ersatzwaren Gemeinschaftswaren, 
die anstelle von Einfuhrwaren zur Herstellung von Ver­
edelungserzeugnissen verwendet werden. Gemäß 
Artikel 545 Absätze 2 und 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit 
Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex 
der Gemeinschaften ( 4 ) werden die Ersatzwaren und die 
aus ihnen hergestellten Veredelungserzeugnisse zu Nicht­
gemeinschaftswaren und die Einfuhrwaren zu Gemein­
schaftswaren, sobald die Annahme der Zollanmeldung 
zur Beendigung des Verfahrens erfolgt ist, bzw. wenn 
die Einfuhrwaren vor Beendigung des Verfahrens in den 
Wirtschaftskreislauf der Gemeinschaft gelangen, so wech­
selt ihr zollrechtlicher Status im Zeitpunkt dieses Verbrin­
gens auf den Markt. Im Fall der vorzeitigen Ausfuhr 
werden Veredelungserzeugnisse zu Nichtgemeinschafts­
waren mit der Annahme der Ausfuhrzollanmeldung, so­
fern die einzuführenden Waren in das Verfahren überge­
führt werden, und Einfuhrwaren zu Gemeinschaftswaren 
im Zeitpunkt ihrer Überführung in das Verfahren. 

(4) Da nach den Vorschriften über den Einsatz von Ersatz­
waren die Einfuhrwaren den zollrechtlichen Status von 
Gemeinschaftswaren erhalten und das Verfahren der ak­
tiven Veredelung dadurch endet, unterliegen die Einfuhr­
waren keinem Einfuhrzoll. Folglich wird in diesem Fall 
das in der Union bestehende Preisniveau ausgeführter 
Ersatzwaren mit Gemeinschaftsursprung durch das Welt­
marktpreisniveau der Einfuhrwaren ausgeglichen, so dass
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kein Grund dafür besteht, dass für die ausgeführten Er­
satzwaren die Differenz zwischen dem Weltmarktpreis 
und dem Unionspreis durch eine Ausfuhrerstattung ge­
mäß Artikel 162 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
ausgeglichen wird. 

(5) Im Interesse der Klarheit und Rechtssicherheit sollte die 
Gewährung von Ausfuhrerstattungen in der Verordnung 
(EG) Nr. 612/2009 ausdrücklich ausgeschlossen werden, 
wenn die Erzeugnisse unter den für den Einsatz von 
Ersatzwaren geltenden Bedingungen ausgeführt werden. 

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 612/2009 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Dem Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 612/2009 
wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Für Erzeugnisse, die als Ersatzwaren im Sinne von 
Artikel 114 Absatz 2 Buchstabe e der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 verwendet werden, wird keine Erstattung ge­
währt.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 25. November 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1085/2010 DER KOMMISSION 

vom 25. November 2010 

zur Eröffnung und Verwaltung bestimmter Jahreszollkontingente für die Einfuhr von Süßkartoffeln, 
Maniok, Maniokstärke und sonstigen Erzeugnissen der KN-Codes 0714 90 11 und 0714 90 19 und 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1000/2010 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 144 Absatz 1 und 
Artikel 148 in Verbindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Aufgrund von Vereinbarungen, die im Rahmen der mul­
tilateralen Handelsverhandlungen der Welthandelsorgani­
sation (WTO) getroffen wurden, hat die Kommission eine 
Liste „CXL — Europäische Gemeinschaften“ (nachstehend 
„Liste CXL“) aufgestellt, in der die Zugeständnisse zusam­
mengefasst sind. Gemäß dieser Liste ist die Union ver­
pflichtet, bestimmte Jahreszollkontingente für Erzeugnisse 
der KN-Codes 0714 10 91, ex 0714 10 98, 0714 90 11 
und 0714 90 19 mit Ursprung in Indonesien, in der 
Volksrepublik China (China), in anderen Vertragsparteien 
der Welthandelsorganisation (WTO) außer Thailand und 
in bestimmten Drittländern, die nicht Mitglieder der 
WTO sind, zu eröffnen. Im Rahmen dieser Kontingente 
ist der Zollsatz auf 6 % des Zollwerts beschränkt. Diese 
Kontingente müssen von der Kommission auf Mehrjah­
resbasis eröffnet und verwaltet werden. 

(2) Gemäß der Liste CXL ist die Union ebenfalls verpflichtet, 
zwei Zollkontingente für die zollfreie Einfuhr von Süß­
kartoffeln des KN-Codes 0714 20 90 zugunsten Chinas 
bzw. zugunsten anderer Drittländer sowie zwei Zollkon­
tingente für Maniokstärke des KN-Codes 1108 14 00 zu­
gunsten anderer Drittländer zu eröffnen. 

(3) Das Abkommen in Form eines Briefwechsels über Kon­
sultationen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
dem Königreich Thailand nach Artikel XXIII des GATT ( 2 ) 
(nachstehend „Abkommen mit Thailand“), genehmigt 
durch den Beschluss 96/317/EG des Rates vom 13. Mai 
1996 über den Abschluss der Ergebnisse der Konsulta­
tionen mit Thailand nach Artikel XXIII des GATT ( 3 ), 
sieht die Eröffnung eines zusätzlichen autonomen Zoll­
kontingents von jährlich 10 500 Tonnen Maniokstärke 
vor, wovon 10 000 Tonnen Thailand zugeteilt werden. 
Anzuwendender Zollsatz ist der geltende Meistbegünstig­
tenzoll, ermäßigt um 100 EUR/t. 

(4) Die zurzeit geltenden Durchführungsbestimmungen für 
die Verwaltung aller dieser Einfuhrzollkontingente, nach­
stehend „die Kontingente“ genannt, sind festgelegt in den 
Verordnungen (EG) Nr. 2402/96 der Kommission vom 
17. Dezember 1996 zur Eröffnung und Verwaltung be­
stimmter jährlicher Zollkontingente für Süßkartoffeln 
und Maniokstärke ( 4 ) und (EG) Nr. 27/2008 der Kommis­
sion vom 15. Januar 2008 zur Eröffnung und Verwal­
tung bestimmter Jahreszollkontingente für Erzeugnisse 
der KN-Codes 0714 10 91, ex 0714 10 98, 0714 90 11 
und 0714 90 19 mit Ursprung in bestimmten Drittlän­
dern außer Thailand ( 5 ). 

(5) Da sich der Einsatz des Windhundverfahrens in anderen 
Agrarsektoren bewährt hat, empfiehlt es sich auch im 
Interesse der Verwaltungsvereinfachung, künftig diese 
Kontingente nach dem in Artikel 144 Absatz 2 Buch­
stabe a der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 genannten 
Verfahren zu verwalten. Dies muss in Übereinstimmung 
mit den Artikeln 308a, 308b und 308c Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 
2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung 
des Zollkodex der Gemeinschaften ( 6 ) geschehen. 

(6) In Anbetracht der Besonderheiten der Umstellung von 
einem Verwaltungssystem auf ein anderes sollte 
Artikel 308c Absätze 2 und 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2454/93 für den Kontingentszeitraum vom 1. Januar 
2011 bis zum 31. Dezember 2011 keine Anwendung 
finden. 

(7) Bei Süßkartoffeln müssen die für den menschlichen Ver­
zehr bestimmten Süßkartoffeln von anderen Erzeugnissen 
unterschieden werden. Die Art und Weise der Auf­
machung und der Verpackung der für den vorerwähnten 
Verwendungszweck bestimmten Süßkartoffeln des KN- 
Codes 0714 20 10 müssen festgelegt werden, so dass 
Erzeugnisse, die diesen Aufmachungs- und Verpackungs­
bedingungen nicht entsprechen, unter den KN-Code 
0714 20 90 fallen. 

(8) Es ist erforderlich, ein Verwaltungssystem beizubehalten, 
das gewährleistet, dass nur Erzeugnisse mit Ursprung in 
Indonesien, China und Thailand im Rahmen der diesen 
Ländern zugeteilten Kontingente eingeführt werden kön­
nen. Es ist festzulegen, welcher Ursprungsnachweis für 
Waren vorzulegen ist, die im Rahmen der nach dem 
Windhundverfahren verwalteten Zollkontingente einge­
führt werden sollen.
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(9) Die Verordnungen (EG) Nr. 2402/96 und (EG) Nr. 
27/2008 sind aufzuheben und durch eine neue Verord­
nung zu ersetzen. Die genannten Verordnungen sollten 
jedoch für die Einfuhrlizenzen weiter gelten, die für die 
Einfuhrkontingentszeiträume ausgestellt wurden, die vor 
den unter die vorliegende Verordnung fallenden liegen. 

(10) Die Artikel 1, 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 
1000/2010 der Kommission vom 3. November 2010 
zur Abweichung von den Verordnungen (EG) Nr. 
2402/96, (EG) Nr. 2058/96, (EG) Nr. 2305/2003, (EG) 
Nr. 969/2006, (EG) Nr. 1918/2006, (EG) Nr. 
1964/2006, (EG) Nr. 27/2008, (EG) Nr. 1067/2008 
und (EG) Nr. 828/2009 hinsichtlich der Zeitpunkte für 
die Antragstellung und die Erteilung der Einfuhrlizenzen 
im Jahr 2011 im Rahmen von Zollkontingenten für Süß­
kartoffeln, Maniokstärke, Maniok, Getreide, Reis, Zucker 
und Olivenöl und zur Abweichung von den Verordnun­
gen (EG) Nr. 382/2008, (EG) Nr. 1518/2003, (EG) Nr. 
596/2004, (EG) Nr. 633/2004 und (EG) Nr. 951/2006 
hinsichtlich der Zeitpunkte für die Erteilung der Ausfuhr­
lizenzen im Jahr 2011 in den Sektoren Rindfleisch, 
Schweinefleisch, Eier, Geflügelfleisch und Nichtquoten­
zucker und -isoglukose ( 1 ) sind nicht mehr relevant, da 
die Verwaltung dieser Kontingente auf das Windhundver­
fahren gemäß Artikel 144 Absatz 2 Buchstabe a der 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 umgestellt worden ist. 
Sie sind daher zu streichen. 

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Mit dieser Verordnung werden die im Anhang genannten Ein­
fuhrzollkontingente eröffnet. Diese Kontingente werden ab dem 
1. Januar 2011 auf Kalenderjahrbasis verwaltet. 

Artikel 2 

Die im Anhang genannten Kontingente werden gemäß den 
Artikeln 308a, 308b und 308c Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2454/93 verwaltet. Die Absätze 2 und 3 von 

Artikel 308c derselben Verordnung finden für den Kontingents­
zeitraum vom 1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2011 
keine Anwendung. 

Artikel 3 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der im Anhang auf­
geführten Zollkontingente mit den laufenden Nummern 
09.0125, 09.0126 oder 09.0124 oder 09.0127 für Erzeugnisse 
mit Ursprung in Thailand, Indonesien bzw. der Volksrepublik 
China ist die Vorlage einer von den zuständigen Behörden aus­
gestellten Ursprungsbescheinigung gemäß den Artikeln 55 bis 
65 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93. 

Artikel 4 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung gelten als für den 
menschlichen Verzehr bestimmt im Sinne des KN-Codes 
0714 20 10 frische, ganze Süßkartoffeln in unmittelbaren Um­
schließungen zum Zeitpunkt der Erfüllung der Zollförmlichkei­
ten für die Abfertigung zum freien Verkehr. 

(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten ausschließ­
lich für Süßkartoffeln, die nicht zum menschlichen Verzehr im 
Sinne der Begriffsbestimmung gemäß Absatz 1 bestimmt sind. 

(3) Für die Anwendung dieser Verordnung sind Erzeugnisse 
des KN-Codes ex 0714 10 98 andere Erzeugnisse als Pellets von 
Mehl oder Grieß des KN-Codes 0714 10 98. 

Artikel 5 

Die Verordnungen (EG) Nr. 2402/96 und (EG) Nr. 27/2008 
werden aufgehoben. Sie gelten jedoch weiterhin für die Einfuhr­
lizenzen, die vor dem 1. Januar 2011 ausgestellt wurden, bis zu 
deren Ablauf. 

Artikel 6 

Die Artikel 1, 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 1000/2010 
werden gestrichen. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2011. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 25. November 2010 

Für die Kommission 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident

DE L 310/4 Amtsblatt der Europäischen Union 26.11.2010 

( 1 ) ABl. L 290 vom 6.11.2010, S. 26.



ANHANG 

Unbeschadet der Regeln für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur hat der Wortlaut der Warenbezeichnung nur 
Hinweischarakter. Der Anwendungsbereich der Kontingente wird im Rahmen dieses Anhangs durch den Umfang der KN- 
Codes zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Verordnung bestimmt. 

Laufende Nr. KN-Codes/Erzeugnis Ursprung Zollsatz 
Jahreszollkontingent 

(in Tonnen 
Nettogewicht) 

09.0124 0714 20 90 
andere als zum mensch­
lichen Verzehr bestimmte 
Süßkartoffeln 

Volksrepublik China Nullsatz 600 000 

09.0125 1108 14 00 
Maniokstärke 

Thailand um 100 EUR/t verrin­
gerter Meistbegünstig­
tenzollsatz (MBZ) 

10 000 

09.0126 0714 10 91, 
ex 0714 10 98, 
0714 90 11 
0714 90 19 
Maniok, Pfeilwurz (Ar­
rowroot) und Salep sowie 
ähnliche Wurzeln und 
Knollen mit hohem Ge­
halt an Stärke 

Indonesien 6 % des Zollwerts 825 000 

09.0127 0714 10 91, 
ex 0714 10 98, 
0714 90 11 
0714 90 19 
Maniok, Pfeilwurz (Ar­
rowroot) und Salep sowie 
ähnliche Wurzeln und 
Knollen mit hohem Ge­
halt an Stärke 

Volksrepublik China 6 % des Zollwerts 350 000 

09.0128 0714 10 91, 
ex 0714 10 98, 
0714 90 11 
0714 90 19 
Maniok, Pfeilwurz (Ar­
rowroot) und Salep sowie 
ähnliche Wurzeln und 
Knollen mit hohem Ge­
halt an Stärke 

Drittländer, die Mitglied 
der Welthandelsorganisa­
tion (WTO) sind, außer 
der Volksrepublik China, 
Thailand und Indonesien 

6 % des Zollwerts 145 590 

09.0130 0714 10 91, 
0714 90 11 
Maniok, Pfeilwurz (Ar­
rowroot) und Salep sowie 
ähnliche Wurzeln und 
Knollen mit hohem Ge­
halt an Stärke 

Drittländer, die nicht Mit­
glied der WTO sind 

6 % des Zollwerts 2 000 

09.0129 0714 10 91, 
ex 0714 10 98, 
0714 90 11 
0714 90 19 
Maniok, Pfeilwurz (Ar­
rowroot) und Salep sowie 
ähnliche Wurzeln und 
Knollen mit hohem Ge­
halt an Stärke 

Drittländer, die nicht Mit­
glied der WTO sind 

6 % des Zollwerts 30 000
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Laufende Nr. KN-Codes/Erzeugnis Ursprung Zollsatz 
Jahreszollkontingent 

(in Tonnen 
Nettogewicht) 

09.0131 0714 20 90 
andere als zum mensch­
lichen Verzehr bestimmte 
Süßkartoffeln 

andere Drittländer als die 
Volksrepublik China 

Nullsatz 5 000 

09.0132 1108 14 00 
Maniokstärke 

alle Drittländer um 100 EUR/t verrin­
gerter Meistbegünstig- 
tenzollsatz (MBZ) 

10 500
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1086/2010 DER KOMMISSION 

vom 25. November 2010 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 26. November 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 25. November 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL 50,2 
EC 92,0 
MA 76,9 
MK 48,2 
ZZ 66,8 

0707 00 05 AL 54,8 
EG 150,8 
TR 64,9 
ZZ 90,2 

0709 90 70 MA 70,3 
TR 115,5 
ZZ 92,9 

0805 20 10 MA 71,9 
ZZ 71,9 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

HR 60,7 
IL 72,5 

MA 61,9 
TR 61,4 
UY 58,6 
ZZ 63,0 

0805 50 10 AR 65,2 
MA 68,0 
TR 62,7 
UY 57,1 
ZA 51,7 
ZZ 60,9 

0808 10 80 AR 74,9 
AU 167,9 
BR 50,3 
CA 113,1 
CL 84,2 
CN 67,1 
MK 24,7 
NZ 139,2 
US 92,1 
ZA 114,5 
ZZ 92,8 

0808 20 50 CL 78,3 
CN 85,8 
ZZ 82,1 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1087/2010 DER KOMMISSION 

vom 25. November 2010 

zur Änderung der mit der Verordnung (EU) Nr. 867/2010 festgesetzten repräsentativen Preise und 
zusätzlichen Einfuhrzölle für bestimmte Erzeugnisse des Zuckersektors im Wirtschaftsjahr 2010/11 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis­
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel 
mit Drittländern ( 2 ), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2 Un­
terabsatz 2 zweiter Satz, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und 
bestimmten Sirupen geltenden repräsentativen Preise 
und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschaftsjahr 

2010/11 sind mit der Verordnung (EU) Nr. 867/2010 
der Kommission ( 3 ) festgesetzt worden. Diese Preise und 
Zölle wurden zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 
1083/2010 der Kommission ( 4 ) geändert. 

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh­
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß den 
in der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 vorgesehenen Re­
geln und Modalitäten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die mit der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 für das Wirtschafts­
jahr 2010/11 festgesetzten repräsentativen Preise und zusätzli­
chen Zölle bei der Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 36 der 
Verordnung (EU) Nr. 867/2010 werden geändert und sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 26. November 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 25. November 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Geänderte Beträge der ab dem 26. November 2010 geltenden repräsentativen Preise und zusätzlichen 
Einfuhrzölle für Weißzucker, Rohzucker und die Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 95 

(EUR) 

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg 
Eigengewicht des Erzeugnisses 

Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht 
des Erzeugnisses 

1701 11 10 ( 1 ) 58,48 0,00 

1701 11 90 ( 1 ) 58,48 0,00 

1701 12 10 ( 1 ) 58,48 0,00 
1701 12 90 ( 1 ) 58,48 0,00 

1701 91 00 ( 2 ) 53,26 1,49 

1701 99 10 ( 2 ) 53,26 0,00 
1701 99 90 ( 2 ) 53,26 0,00 

1702 90 95 ( 3 ) 0,53 0,20 

( 1 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 2 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 3 ) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2010/81/EU DER KOMMISSION 

vom 25. November 2010 

zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates hinsichtlich einer Erweiterung der 
Anwendungszwecke des Wirkstoffs 2-Phenylphenol 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Richtlinie 2009/160/EU der Kommission ( 2 ) 
wurde 2-Phenylphenol als Wirkstoff in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen, mit der Sonder­
bestimmung, dass die Mitgliedstaaten nur Anwendungen 
als Fungizid zur Anwendung nach der Ernte im Innen­
bereich in geschlossenen Gießkammern zulassen dürfen. 

(2) Am 18. Juni 2010 legte der Antragsteller Informationen 
über andere Anwendungsverfahren — Wachsbehandlung, 
Eintauchbehandlung und Schaumvorhangbehandlung — 
vor, um die Aufhebung der Beschränkung auf geschlos­
sene Gießkammern zu erreichen. 

(3) Spanien, das mit der Verordnung (EG) Nr. 2229/2004 
der Kommission ( 3 ) als berichterstattender Mitgliedstaat 
benannt wurde, bewertete die zusätzlichen Informationen 
und übermittelte der Kommission am 30. Juli 2010 ein 
Addendum zum Entwurf des Bewertungsberichts für 2- 
Phenylphenol, das den anderen Mitgliedstaaten und der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) 
zur Stellungnahme zugeleitet wurde. Die eingegangenen 
Bemerkungen enthalten keine grundlegenden Bedenken, 
und die übrigen Mitgliedstaaten sowie die EFSA brachten 
keine Punkte vor, die der Erweiterung der Verwendungs­
zwecke entgegenstehen würden. Der im Entwurf vor­
gelegte Bewertungsbericht wurde in Verbindung mit 
dem genannten Addendum im Rahmen des Ständigen 
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit 
von den Mitgliedstaaten und der Kommission geprüft 
und am 28. Oktober 2010 in Form des Beurteilungs­
berichts der Kommission für 2-Phenylphenol abgeschlos­
sen. 

(4) Die vom Antragsteller vorgelegten neuen Informationen 
über die Anwendungsverfahren sowie die neue Bewer­
tung durch den berichterstattenden Mitgliedstaat deuten 
darauf hin, dass 2-Phenylphenol enthaltende Pflanzen­
schutzmittel im Allgemeinen den Anforderungen gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a und b der Richtlinie 
91/414/EWG genügen sollten, insbesondere hinsichtlich 
der Anwendung als Fungizid nach der Ernte in geschlos­
senen Räumen, die die Kommission in ihrem Beurtei­
lungsbericht geprüft und dargelegt hat. Daher ist die in 
der Richtlinie 91/414/EWG in der durch die Richtlinie 
2009/160/EU geänderten Fassung enthaltene Beschrän­
kung der Verwendung von 2-Phenylphenol auf Verwen­
dungen in geschlossenen Gießkammern nicht mehr er­
forderlich. 

(5) Unbeschadet dieser Schlussfolgerung sollten zu bestimm­
ten Punkten weitere Informationen eingeholt werden. 
Nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 91/414/EWG 
kann die Aufnahme eines Stoffs in Anhang I an Bedin­
gungen geknüpft sein. Daher ist es angebracht, den An­
tragsteller zu verpflichten, weitere Informationen vorzule­
gen, die die Angaben zu den Rückstandswerten aufgrund 
anderer Anwendungsverfahren als dem in Gießkammern 
bestätigen. 

(6) Des weiteren ist es angebracht, die Mitgliedstaaten auf­
zufordern, besonders auf die Sicherheit der Anwender 
und Arbeiter zu achten und dafür Sorge zu tragen, 
dass die Anwendungsbestimmungen die Benutzung ange­
messener persönlicher Schutzausrüstung vorschreiben. 

(7) Die Richtlinie 91/414/EWG sollte dementsprechend ge­
ändert werden. 

(8) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG wird gemäß dem Anhang 
der vorliegenden Richtlinie geändert.
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Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis spätestens 
31. Dezember 2010 die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie tei­
len der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechts­
vorschriften mit und fügen eine Tabelle der Entsprechungen 
zwischen der Richtlinie und diesen innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften bei. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 1. Januar 2011 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
legen die Einzelheiten der Bezugnahme fest. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 25. November 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

In Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG erhält Nummer 305 folgende Fassung: 

Nr. Gemeinsamer Name, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (*) Inkrafttreten Befristung der Eintragung Sonderbestimmungen 

„305 2-Phenylphenol (einschließlich 
seiner Salze, z. B. Natriumsalz) 
CAS-Nr. 90-43-7 
CIPAC-Nr. 246 

Biphenyl-2-ol ≥ 998 g/kg 1. Januar 2010 31. Dezember 2019 TEIL A 

Nur Anwendungen als Fungizid zur Anwendung nach der Ernte im Innenbereich 
dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang VI sind die Schluss­
folgerungen des vom Ständigen Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesund­
heit am 27. November 2009 abgeschlossenen Beurteilungsberichts für 2-Phenylphe­
nol in der durch den Ständigen Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesund­
heit geänderten Fassung vom 28. Oktober 2010 und insbesondere dessen Anlagen I 
und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung müssen die Mitgliedstaaten insbesondere auf Folgendes 
achten: 

— die Sicherheit der Anwender und Arbeiter; die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
die Anwendungsbedingungen die Benutzung angemessener persönlicher Schutz­
ausrüstung vorschreiben; 

— es müssen angemessene Entsorgungsverfahren für die nach der Anwendung zu 
entsorgende Lösung einschließlich des Wassers zur Reinigung des Gießsystems 
bzw. anderer Anwendungssysteme eingeführt werden. Lassen die Mitgliedstaaten 
die Ableitung der Abwässer in das Abwassersystem zu, so sorgen sie dafür, dass 
vor Ort eine Risikobewertung durchgeführt wird. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass der Antragsteller der Kommission 
Folgendes übermittelt: 

— weitere Informationen über das Risiko einer Depigmentierung der Haut bei Ar­
beitskräften und Verbrauchern durch eine mögliche Exposition gegenüber dem 
Metaboliten 2-Phenylhydrochinon (PHQ) auf der Schale von Zitrusfrüchten; 

— zusätzliche Informationen, die bestätigen, dass die für Rückstandsuntersuchungen 
verwendete Analysemethode die Rückstände von 2-Phenylphenol, PHQ und deren 
Konjugaten korrekt beziffert. 

Sie stellen sicher, dass der Antragsteller der Kommission diese Informationen bis 
31. Dezember 2011 vorlegt. 

Außerdem stellen die betreffenden Mitgliedstaaten sicher, dass der Antragsteller der 
Kommission weitere Informationen vorlegt, die die Angaben zu den Rückstandswer­
ten aufgrund anderer Anwendungsverfahren als dem in Gießkammern bestätigen. 

Sie stellen sicher, dass der Antragsteller der Kommission diese Informationen bis 
31. Dezember 2012 vorlegt.“ 

(*) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation des Wirkstoffs sind im Beurteilungsbericht enthalten.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 25. November 2010 

zur Änderung der Entscheidung 2004/4/EG zur befristeten Ermächtigung der Mitgliedstaaten, zum 
Schutz vor der Verbreitung von Pseudomonas solanacearum (Smith) Smith Sofortmaßnahmen 

gegenüber Ägypten zu treffen 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 8185) 

(2010/714/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 
2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen 
die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 16 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Entscheidung 2004/4/EG der Kommission ( 2 ) 
dürfen Knollen von Solanum tuberosum L. mit Ursprung in 
Ägypten grundsätzlich nicht in die Europäische Union 
eingeführt werden. Im Einklang mit der Möglichkeit, 
von diesem Beschluss abzuweichen, wurde in den ver­
gangenen Jahren einschließlich der Einfuhrsaison 
2009/2010 die Einfuhr solcher Knollen in die Gemein­
schaft aus sogenannten schadorganismusfreien Gebieten 
und unter bestimmten Voraussetzungen gestattet. 

(2) Während der Einfuhrsaison 2009/2010 wurde nur ein 
Fall von Pseudomonas solanacearum (Smith) Smith in der 
Europäischen Union verzeichnet. 

(3) Auf Antrag Ägyptens und anhand der von diesem Land 
übermittelten Informationen hat die Kommission fest­
gestellt, dass das Risiko einer Ausbreitung von Pseudomo­
nas solanacearum (Smith) Smith bei der Einfuhr von Knol­
len von Solanum tuberosum L. aus schadorganismusfreien 
Gebieten Ägyptens in die Europäische Union hinreichend 

begrenzt wurde, sofern die spezifischen Voraussetzungen 
der Entscheidung 2004/4/EG erfüllt sind. 

(4) Deshalb sollte für die Einfuhrsaison 2010/2011 die Ein­
fuhr von Knollen von Solanum tuberosum L. mit Ursprung 
in schadorganismusfreien Gebieten Ägyptens in die Eu­
ropäische Union gestattet werden. 

(5) In der Entscheidung 2004/4/EG wurde eine Überprüfung 
der Entscheidung bis zum 30. September 2010 festgelegt. 
In Anbetracht der vorstehenden Feststellungen sollte die 
Frist für die Überprüfung verlängert werden. 

(6) Die Entscheidung 2004/4/EG sollte daher entsprechend 
geändert werden. 

(7) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzenschutz — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Entscheidung 2004/4/EG wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 Absatz 1 wird „2009/2010“ ersetzt durch 
„2010/2011“. 

2. In Artikel 4 wird das Datum „31. August 2010“ ersetzt 
durch „31. August 2011“. 

3. In Artikel 7 wird das Datum „30. September 2010“ ersetzt 
durch „30. September 2011“.
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4. Der Anhang wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe b Ziffer iii wird „2009/2010“ 
ersetzt durch „2010/2011“; 

b) in Nummer 1 Buchstabe b Ziffer iii zweiter Gedanken­
strich wird das Datum „1. Januar 2010“ ersetzt durch 
„1. Januar 2011“; 

c) in Nummer 1 Buchstabe b Ziffer xii wird das Datum 
„1. Januar 2010“ ersetzt durch „1. Januar 2011“. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 25. November 2010 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 25. November 2010 

zur Genehmigung des Inverkehrbringens von Eisen(II)-Ammoniumphosphat als neuartige 
Lebensmittelzutat gemäß der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des 

Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 8191) 

(Nur der französische Text ist verbindlich) 

(2010/715/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige 
Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 21. Oktober 2008 stellte die Firma Cantox Health 
Sciences International im Namen von Nestec Ltd bei den 
zuständigen Behörden Irlands einen Antrag auf Geneh­
migung des Inverkehrbringens von Eisen(II)-Ammonium­
phosphat als neuartige Lebensmittelzutat. 

(2) Am 20. November 2008 legte die zuständige Lebensmit­
telprüfstelle Irlands ihren Bericht über die Erstprüfung 
vor. In diesem Bericht kam sie zu dem Schluss, dass 
eine ergänzende Prüfung erforderlich ist. 

(3) Die Kommission hat am 23. Dezember 2008 alle Mit­
gliedstaaten darüber in Kenntnis gesetzt. Die Europäische 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) wurde am 
28. April 2009 ersucht, die Prüfung durchzuführen. 

(4) Auf Ersuchen der Kommission nahm die EFSA am 
14. April 2010 eine Stellungnahme ( 2 ) zur Sicherheit 
von Eisen(II)-Ammoniumphosphat als Eisenquelle an, 
die Lebensmitteln (einschließlich Nahrungsergänzungs­
mitteln) für die Allgemeinbevölkerung zu ernährungsspe­
zifischen Zwecken sowie Lebensmitteln für eine beson­
dere Ernährung zugesetzt wird. Darin kam die EFSA zu 
dem Schluss, dass Eisen(II)-Ammoniumphosphat bei den 
vorgeschlagenen Verwendungsmengen keine Sicherheits­
bedenken aufwirft, sofern die für Eisen festgelegten siche­
ren Aufnahmemengen nicht überschritten werden. 

(5) In der Verordnung (EG) Nr. 953/2009 der Kommission 
vom 13. Oktober 2009 über Stoffe, die Lebensmitteln für 
eine besondere Ernährung zu besonderen Ernährungs­
zwecken zugefügt werden dürfen ( 3 ), der Richtlinie 

2002/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 10. Juni 2002 zur Angleichung der Rechtsvorschrif­
ten der Mitgliedstaaten über Nahrungsergänzungsmit­
tel ( 4 ) und/oder der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 2006 über den Zusatz von Vitaminen 
und Mineralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen 
zu Lebensmitteln ( 5 ) sind besondere Bestimmungen für 
die Verwendung von Vitaminen, Mineralstoffen und an­
deren Stoffen in Lebensmitteln festgelegt. Die Verwen­
dung von Eisen(II)-Ammoniumphosphat sollte unbescha­
det der Anforderungen der genannten Vorschriften ge­
nehmigt werden. 

(6) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Eisen(II)-Ammoniumphosphat als Eisenquelle gemäß dem An­
hang kann in der Union als neuartige Lebensmittelzutat zur 
Verwendung in Lebensmitteln unbeschadet der besonderen Be­
stimmungen der Verordnung (EG) Nr. 953/2009, der Richtlinie 
2002/46/EG und/oder der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 in 
Verkehr gebracht werden. 

Artikel 2 

Die mit diesem Beschluss zugelassene neuartige Lebensmittel­
zutat ist in der Kennzeichnung des sie enthaltenden Lebensmit­
tels als „Eisen(II)-Ammoniumphosphat“ zu bezeichnen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an Nestec Ltd, Avenue Nestlé 55, CH-1800 
Vevey, Schweiz, gerichtet. 

Brüssel, den 25. November 2010 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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( 1 ) ABl. L 43 vom 14.2.1997, S. 1. 
( 2 ) EFSA Journal 2010; 8(5): 1584. 
( 3 ) ABl. L 269 vom 14.10.2009, S. 9. 

( 4 ) ABl. L 183 vom 12.7.2002, S. 51. 
( 5 ) ABl. L 404 vom 30.12.2006, S. 26.



ANHANG 

SPEZIFIKATIONEN FÜR EISEN(II)-AMMONIUMPHOSPHAT 

Beschreibung: Eisen(II)-Ammoniumphosphat ist ein graugrünes feines Pulver, praktisch unlöslich in Wasser und löslich 
in verdünnten Mineralsäuren. 

CAS-Nr.: 10101-60-7 

Chemische Formel: FeNH 4 PO 4 

Strukturformel: 

Chemische Eigenschaften von Eisen(II)-Ammoniumphosphat: 

pH-Wert einer 5% igen Suspension in Wasser 6,8 bis 7,8 

Eisen (insgesamt) 
Eisen(II) 

Eisen(III) 

mindestens 28 % 
22 bis 30 Gew.-% 

höchstens 7 Gew.-% 

Ammoniak 5 bis 9 Gew.-% 

Wasser höchstens 3 %
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RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE EINGESETZT 

WURDEN 

Nur die von der UN/ECE verabschiedeten Originalfassungen sind international rechtsverbindlich. Der Status dieser Regelung und das 
Datum ihres Inkrafttretens sind der neuesten Fassung des UN/ECE-Statusdokuments TRANS/WP.29/343 zu entnehmen, das von folgender 

Website abgerufen werden kann: 
http://www.unece.org/trans/main/wp29/wp29wgs/wp29gen/wp29fdocstts.html 

Regelung Nr. 64 der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen (UN/ECE) — 
Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von Fahrzeugen hinsichtlich ihrer Ausstattung mit 
einem Komplettnotrad, Notlaufreifen und/oder einem Notlaufsystem und/oder einem 

Reifendrucküberwachungssystem 

Einschließlich des gesamten gültigen Textes bis: 

Änderungsserie 02 — Tag des Inkrafttretens: 19. August 2010 

Berichtigung 1 zur Änderungsserie 02 — Tag des Inkrafttretens: 19. August 2010 

INHALT 

REGELUNG 

1. Anwendungsbereich 

2. Begriffsbestimmungen 

3. Antrag auf Genehmigung 

4. Genehmigung 

5. Vorschriften und Prüfungen 

6. Zusätzliche Informationen 

7. Änderungen an einem Fahrzeugtyp und Erweiterung der Genehmigung 

8. Übereinstimmung der Produktion 

9. Maßnahmen bei Abweichungen in der Produktion 

10. Endgültige Einstellung der Produktion 

11. Namen und Anschriften der technischen Dienste, die die Prüfungen für die Genehmigung durchführen, 
und der Behörden 

12. Übergangsbestimmungen 

ANHÄNGE 

Anhang 1 — Mitteilung über die Genehmigung (oder die Versagung oder die Erweiterung oder die Zurück­
nahme einer Genehmigung oder die endgültige Einstellung der Produktion) für einen Fahr­
zeugtyp hinsichtlich seiner Ausrüstung nach der Regelung Nr. 64 

Anhang 2 — Muster der Genehmigungszeichen 

Anhang 3 — Brems- und Spurhalteprüfung für Fahrzeuge mit Komplettnoträdern 

Anhang 4 — Prüfvorschriften für das Notlaufwarnsystem 

Anhang 5 — Prüfungen für Reifendrucküberwachungssysteme
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1. ANWENDUNGSBEREICH 

Diese Regelung gilt für die Genehmigung von Fahrzeugen der Klassen M 1 and N 1 ( 1 ) wenn sie 
mit Folgendem ausgestattet sind: 

a) einem Komplettnotrad und/oder 

b) Notlaufreifen und/oder einem Notlaufsystem und/oder 

c) einem Reifendrucküberwachungssystem ( 2 ). 

Im Sinne dieser Regelung sind Ersatzausrüstungen wie Notlaufreifen oder Notlaufsysteme (für 
völlig luftleere Reifen) wie Komplettnoträder nach Absatz 2.10 der Regelung zu behandeln. 

2. BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Im Sinne dieser Regelung bedeutet: 

2.1. „Genehmigung eines Fahrzeugs“ die Genehmigung eines Fahrzeugtyps hinsichtlich seines Kom­
plettnotrads; 

2.2. „Fahrzeugtyp“ Fahrzeuge, die untereinander im Hinblick auf die folgenden wichtigen Merkmale 
keine wesentlichen Unterschiede aufweisen: 

2.2.1. „Fahrzeugtyp in Bezug auf das Komplettnotrad“: 

2.2.1.1. maximale Achslasten des Fahrzeugs nach der Definition in Absatz 2.10, 

2.2.1.2.. Merkmale des Komplettnotrads, 

2.2.1.3. die Antriebsart (Vorderrad-, Hinterrad-, Allradantrieb), 

2.2.1.4. die Radaufhängung, 

2.2.1.5. die Bremsanlage, 

2.2.1.6. die Rad- oder Reifengröße, 

2.2.1.7. die Einpresstiefe. 

2.2.2. „Fahrzeugtyp in Bezug auf sein Reifendrucküberwachungssystem“: 

2.2.2.1. Fabrik- oder Handelsmarke des Herstellers, 

2.2.2.2. Fahrzeugeigenschaften, die die Leistung des Reifendrucküberwachungssystems erheblich beein­
flussen, 

2.2.2.3. Typ und Konstruktion des Reifendrucküberwachungssystems. 

2.3. „Rad“ ein vollständiges Rad, das aus einer Felge und einer Radscheibe besteht; 

2.3.1. „Bezeichnung der Radgröße“ eine Bezeichnung, die mindestens den Nenndurchmesser der Felge, 
die Nennbreite der Felge und den Felgenquerschnitt umfasst; 

2.3.2. „Einpresstiefe“ den Abstand von der Nabenauflagefläche zur Mittellinie der Felge;
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( 1 ) Entsprechend den Definitionen in der Anlage 7 zur Gesamtresolution über Fahrzeugtechnik (R.E.3) (TRANS/ 
WP.29/78/Rev.1/Amend.2, zuletzt geändert durch Amend. 4). 

( 2 ) Bei Fahrzeugen der Klasse M 1 bis zu einer Höchstmasse von 3 500 kg sowie Fahrzeugen der Klasse N 1 (in beiden 
Fällen mit Einzelreifen an allen Achsen).



2.4. „Reifen“ einen Luftreifen in Form einer verstärkten flexiblen Hülle, die entweder eine durch­
gehende, im Wesentlichen ringförmige geschlossene Kammer umschließt, die ein Gas (normaler­
weise Luft) oder ein Gas und eine Flüssigkeit enthält, deren Druck normalerweise höher als der 
Luftdruck sein soll, oder diese zusammen mit dem Rad, an dem sie angebracht ist, bildet. Er 
kann ausgeführt sein als: 

2.4.1. „normaler Reifen“, einen Reifen, der für alle normalen Fahrbedingungen im Straßenbetrieb ge­
eignet ist; 

2.4.2. „Notreifen“ einen Reifen, der so gebaut ist, dass er sich von einem normalen Reifen unterscheidet, 
und nur für die zeitlich begrenzte Benutzung unter eingeschränkten Fahrbedingungen vorgesehen 
ist; 

2.4.3. „Notlaufreifen“ oder „selbsttragender Reifen“, einen Luftreifen, der technisch so gebaut ist (z. B. 
mit verstärkten Seitenwänden usw.), dass er, wenn er an dem passenden Rad befestigt ist, ohne 
zusätzliches Bauteil im Notlaufzustand zumindest die Grundfunktionen des Reifens bei einer 
Geschwindigkeit von 80 km/h (50 mph) auf einer Strecke von 80 km erfüllen kann; 

2.4.4. „Notlaufsystem“ eine Gruppe bestimmter funktionsabhängiger Bauteile einschließlich eines Rei­
fens, mit denen die erforderliche Leistungsfähigkeit sichergestellt wird und der Reifen im Notlauf­
zustand zumindest die Grundfunktionen des Reifens bei einer Geschwindigkeit von 80 km/h (50 
mph) auf einer Strecke von 80 km erfüllen kann; 

2.5. „Notlaufzustand“ den Zustand des Reifens, in dem er im Wesentlichen seine Strukturintegrität 
behält, während er bei einem Reifendruck zwischen 0 kPa und 70 kPa rollt; 

2.6. „Grundfunktion des Reifens“ die normale Fähigkeit eines aufgepumpten Reifens, einer bestimm­
ten Belastung bis zu einer bestimmten Geschwindigkeit standzuhalten und die Antriebs-, Lenk- 
und Bremskräfte auf den Boden, auf dem er rollt, zu übertragen; 

2.7. „Bezeichnung der Reifengröße“ eine Kombination von Zeichen, mit denen die geometrische 
Größe (Nennquerschnittsbreite, Nennquerschnittsverhältnis und Nenndurchmesser) des Reifens 
unverwechselbar angegeben wird. Genaue Definitionen dieser Merkmale sind in der Regelung 
Nr. 30 enthalten; 

2.8. „Reifenbauart“ die technischen Merkmale der Reifenkarkasse. Dabei kann es sich um Reifen in 
Diagonalbauart, Diagonal-Gürtelreifen, Reifen in Radialbauart oder Notlaufreifen handeln (siehe 
die Begriffsbestimmungen in der Regelung Nr. 30); 

2.9. „serienmäßiges Komplettersatzrad“ ein Komplettrad, das hinsichtlich der Bezeichnung der Rad­
größe und der Reifengröße, der Einpresstiefe und der Reifenbauart identisch mit dem Rad ist, das 
an derselben Stelle an der Achse an dem Fahrzeug eines bestimmten Modells oder einer be­
stimmten Version für den normalen Betrieb angebracht ist. Dabei kann es sich auch um ein Rad 
handeln, das zwar aus einem anderen Werkstoff (z. B. Stahl anstelle einer Aluminiumlegierung) 
besteht oder bei dem Radmuttern oder -bolzen einer anderen Ausführung verwendet werden, das 
aber ansonsten mit dem für den normalen Betrieb vorgesehenen Rad identisch ist; 

2.10. „Komplettnotrad“ ein Komplettrad, das nicht der Definition eines „serienmäßigen Komplettersatz­
rads“ nach Absatz 2.9 entspricht. Dabei kann es sich um Komplettnoträder in folgenden Aus­
führungen handeln: 

2.10.1. Ausführung 1 

eine Baugruppe, bei der der Reifen ein Notreifen nach Absatz 2.4.2 ist; 

2.10.2. Ausführung 2 

eine Baugruppe, bei der das Rad eine andere Einpresstiefe als das Rad hat, das an derselben Stelle 
an der Achse für den normalen Betrieb des Fahrzeugs angebracht ist; 

2.10.3. Ausführung 3 

eine Baugruppe, bei der der Reifen von einer anderen Bauart als der Reifen ist, der an derselben 
Stelle an der Achse für den normalen Betrieb des Fahrzeugs angebracht ist;

DE L 310/20 Amtsblatt der Europäischen Union 26.11.2010



2.10.4. Ausführung 4 

eine Baugruppe, bei der der Reifen ein normaler Reifen nach Absatz 2.4.1 ist, der sich aber 
hinsichtlich der Bezeichnung der Radgröße oder der Reifengröße oder beider Bezeichnungen von 
dem Rad oder Reifen unterscheidet, das/der an derselben Stelle an der Achse für den normalen 
Betrieb des Fahrzeugs angebracht ist; 

2.10.5. Ausführung 5 

eine Baugruppe, bei der ein Komplettrad nach Absatz 2.4.3 oder 2.4.4 an dem Fahrzeug für den 
normalen Langzeitgebrauch im Straßenbetrieb angebracht ist, die im Notfall aber in völlig luft­
leerem Zustand verwendet wird; 

2.11. „Höchstmasse“ die vom Fahrzeughersteller angegebene technisch zulässige Höchstmasse (diese 
Masse kann größer als die von der nationalen Behörde genehmigte Höchstmasse sein); 

2.12. „maximale Achslast“ den vom Fahrzeughersteller angegebenen Höchstwert der senkrecht wirken­
den Gesamtkraft zwischen den Auflageflächen der Reifen oder Schienen einer Achse und dem 
Boden, die aus dem Teil der Fahrzeugmasse, der von dieser Achse getragen wird, resultiert; diese 
Last kann größer sein als die von der nationalen Behörde genehmigte Achslast. Die Summe der 
Achslasten kann größer sein als der Wert, der der Gesamtmasse des Fahrzeuges entspricht; 

2.13. „Notlaufwarnsystem“ ein System, das dem Fahrzeugführer anzeigt, dass ein Reifen sich im Not­
laufzustand befindet; 

2.14. „Reifendrucküberwachungssystem“ ein im Fahrzeug eingebautes System, das die Funktion erfüllen 
kann, den Reifendruck oder seine Veränderung über die Zeit zu erfassen und bei fahrendem 
Fahrzeug entsprechende Informationen an den Fahrer zu übermitteln; 

2.15. „Reifeninnendruck bei kaltem Reifen“ den Reifendruck bei Umgebungstemperatur ohne Druck­
anstieg durch Reifennutzung; 

2.16. „empfohlener Reifeninnendruck bei kaltem Reifen (P rec )“ den Druck, den der Fahrzeughersteller 
für die einzelnen Reifenpositionen und für die vorgesehenen Betriebsbedingungen (z. B. Ge­
schwindigkeit und Beladung) des betreffenden Fahrzeugs auf einem Hinweisschild am Fahrzeug 
oder in der Betriebsanleitung des Fahrzeugs empfiehlt; 

2.17. „Betriebsdruck bei Fahrzeugbetrieb (P warm )“ den Reifendruck für die einzelnen Reifenpositionen, 
der aufgrund der Erwärmung durch den Fahrzeugbetrieb höher ist als der Druck bei kaltem 
Reifen (P rec ); 

2.18. „Prüfdruck (P test )“ den tatsächlichen Druck der für die einzelnen Reifenpositionen ausgewählten 
Reifen nach Druckverlust während des Prüfverfahrens; 

2.19. „Typ des Reifendrucküberwachungssystems“ Systeme, die hinsichtlich der nachstehend genannten 
wichtigen Merkmale keine wesentlichen Unterschiede aufweisen: 

a) Funktionsweise, 

b) Bauteile, die die Leistung des Reifendrucküberwachungssystems gemäß Absatz 5.3 dieser 
Regelung erheblich beeinflussen können. 

3. ANTRAG AUF GENEHMIGUNG 

3.1. Der Antrag auf Genehmigung eines Fahrzeugtyps hinsichtlich seiner Ausstattung mit 

a) einem Komplettnotrad (gegebenenfalls einschließlich eines Notlaufwarnsystems) und/oder 

b) einem Reifendrucküberwachungssystem 

ist vom Fahrzeughersteller oder seinem ordentlich bevollmächtigten Vertreter einzureichen.
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3.2. Dem Antrag ist in dreifacher Ausfertigung eine Beschreibung des Fahrzeugtyps hinsichtlich der 
entsprechenden Ziffern nach Anhang 1 beizufügen. 

3.3. Der Genehmigungsbehörde oder dem technischen Dienst, der die Prüfungen für die Genehmi­
gung durchführt, ist ein Fahrzeug zur Verfügung zu stellen, das dem zu genehmigenden Fahr­
zeugtyp entspricht. 

3.4. Vor Erteilung der Genehmigung hat die Behörde zu prüfen, ob ausreichende Maßnahmen für 
eine wirksame Kontrolle der Übereinstimmung der Produktion getroffen worden sind. 

4. GENEHMIGUNG 

4.1. Entspricht das zur Genehmigung nach dieser Regelung vorgeführte Fahrzeug allen Vorschriften 
nach Absatz 5, so ist die Genehmigung für diesen Fahrzeugtyp zu erteilen. 

4.1.1. Eine Fahrzeuggenehmigung lediglich hinsichtlich der Vorschriften für Komplettnoträder wird 
erteilt, wenn das Fahrzeug nur den Anforderungen der Absätze 5.1 und 5.2 entspricht. 

4.1.2. Eine Fahrzeuggenehmigung lediglich hinsichtlich der Vorschriften für Reifendrucküberwachungs­
systeme wird erteilt, wenn das Fahrzeug nur den Anforderungen von Absatz 5.3 entspricht. 

4.2. Jedem genehmigten Typ wird eine Genehmigungsnummer zugeteilt. Ihre ersten beiden Ziffern 
(gegenwärtig 02 entsprechend der Änderungsserie 02 der Regelung) geben die Änderungsserie 
mit den neuesten, wichtigsten technischen Änderungen an, die zum Zeitpunkt der Erteilung der 
Genehmigung in der Regelung enthalten sind. Eine Vertragspartei darf diese Nummer keinem 
anderen Fahrzeugtyp mehr zuteilen. Jedoch dürfen Varianten eines Modells, die hinsichtlich der 
Merkmale nach Absatz 2.2 zu unterschiedlichen Fahrzeugtypen gehören, durch dieselbe Typge­
nehmigung erfasst werden, wenn die Ergebnisse der Prüfungen nach den Absätzen 5.2 und 5.3 
keine größeren Unterschiede aufweisen. 

4.3. Die Erteilung oder die Erweiterung oder die Versagung einer Genehmigung für einen Fahrzeugtyp 
nach dieser Regelung ist den Vertragsparteien des Übereinkommens, die diese Regelung anwen­
den, mit einem Formblatt mitzuteilen, das dem Muster des Anhangs 1 dieser Regelung ent­
spricht. 

4.4. An jedem Fahrzeug, das einem nach dieser Regelung genehmigten Fahrzeugtyp entspricht, ist 
deutlich sichtbar und an gut zugänglicher Stelle, die im Mitteilungsblatt anzugeben ist, ein 
internationales Genehmigungszeichen anzubringen, bestehend aus: 

4.4.1. einem Kreis, in dem sich der Buchstabe „E“ und die Kennzahl des Landes befinden, das die 
Genehmigung erteilt hat ( 1 ), und 

4.4.2. der Nummer dieser Regelung, gefolgt von: 

4.4.2.1. dem Buchstaben „R“ bei Fahrzeugen, die lediglich gemäß Absatz 4.1.1 genehmigt worden sind, 

4.4.2.2. dem Buchstaben „P“ bei Fahrzeugen, die lediglich gemäß Absatz 4.1.2 genehmigt worden sind,
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( 1 ) 1 für Deutschland, 2 für Frankreich, 3 für Italien, 4 für die Niederlande, 5 für Schweden, 6 für Belgien, 7 für Ungarn, 
8 für die Tschechische Republik, 9 für Spanien, 10 für Serbien, 11 für das Vereinigte Königreich, 12 für Österreich, 13 
für Luxemburg, 14 für die Schweiz, 15 (—), 16 für Norwegen, 17 für Finnland, 18 für Dänemark, 19 für Rumänien, 
20 für Polen, 21 für Portugal, 22 für die Russische Föderation, 23 für Griechenland, 24 für Irland, 25 für Kroatien, 26 
für Slowenien, 27 für die Slowakei, 28 für Weißrussland, 29 für Estland, 30 (—), 31 für Bosnien und Herzegowina, 
32 für Lettland, 33 (—), 34 für Bulgarien, 35 (—), 36 für Litauen, 37 für die Türkei, 38 (—), 39 für Aserbaidschan, 40 
für die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, 41 (—), 42 für die Europäische Gemeinschaft (Genehmigungen 
werden von ihren Mitgliedstaaten unter Verwendung ihres jeweiligen ECE-Zeichens erteilt), 43 für Japan, 44 (—), 45 
für Australien, 46 für die Ukraine, 47 für die Republik Südafrika, 48 für Neuseeland, 49 für Zypern, 50 für Malta, 51 
für die Republik Korea, 52 für Malaysia, 53 für Thailand, 54 und 55 (—), 56 für Montenegro, 57 (—) und 58 für 
Tunesien. Die folgenden Zahlen werden den anderen Ländern, die dem Übereinkommen über die Annahme einheit­
licher technischer Vorschriften für Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut 
und/oder verwendet werden können, und die Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung von Genehmigungen, die 
nach diesen Vorschriften erteilt wurden, beigetreten sind, nach der zeitlichen Reihenfolge ihrer Ratifikation oder ihres 
Beitritts zugeteilt, und die so zugeteilten Zahlen werden den Vertragsparteien des Übereinkommens vom Generalse­
kretär der Vereinten Nationen mitgeteilt.



4.4.2.3. den Buchstaben „RP“ bei Fahrzeugen, die sowohl gemäß Absatz 4.1.1 als auch gemäß Absatz 
4.1.2 genehmigt worden sind; 

4.4.3. einem Bindestrich und der Genehmigungsnummer rechts von den in den Absätzen 4.4.1 und 
4.4.2 vorgeschriebenen Aufschriften. 

4.5. Entspricht das Fahrzeug einem Typ, der nach einer oder mehreren Regelungen zum Überein­
kommen in dem Land genehmigt wurde, das die Genehmigung nach der vorliegenden Regelung 
erteilt hat, so braucht das Zeichen nach Absatz 4.4.1 nicht wiederholt zu werden; in diesem Falle 
sind die Regelungs- und Genehmigungsnummern und die zusätzlichen Zeichen aller Regelungen, 
aufgrund deren die Genehmigung in dem Land erteilt wurde, das die Genehmigung nach der 
vorliegenden Regelung erteilt hat, untereinander rechts neben dem Zeichen nach Absatz 4.4.1 
anzuordnen. 

4.6. Das Genehmigungszeichen muss deutlich lesbar und dauerhaft sein. 

4.7. Das Genehmigungszeichen ist auf dem vom Hersteller angebrachten Schild mit den Kenndaten 
des Fahrzeugs oder in dessen Nähe anzuordnen. 

4.8. Beispiele der Genehmigungszeichen sind in Anhang 2 dargestellt. 

5. VORSCHRIFTEN UND PRÜFUNGEN 

5.1. Allgemeines 

5.1.1. Für Reifen, die für eine Verwendung an einem Komplettnotrad nach Absatz 2.10 vorgesehen 
sind, ist eine Genehmigung nach der Regelung Nr. 30 zu erteilen. 

5.1.2. Bei Fahrzeugen mit mindestens vier Rädern muss die Tragfähigkeit des Komplettnotrades min­
destens der Hälfte der höchsten der maximalen Achslasten des Fahrzeugs entsprechen; ist die 
Benutzung des Notrades auf eine spezielle Achse beschränkt, die in den zusätzlichen Informa­
tionen nach Absatz 6 genannt ist, so muss seine Tragfähigkeit mindestens der Hälfte der 
maximalen Achslast dieser Achse entsprechen. 

5.1.3. Die Verwendungsgeschwindigkeit des Komplettnotrads muss bei den Ausführungen 1, 2 und 3 
mindestens 120 km/h betragen. 

5.1.4. Das Komplettnotrad muss folgende Merkmale aufweisen: 

5.1.4.1. Ein Warnhinweis über die Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h muss entsprechend der nach­
stehenden Aufschrift an der Außenseite des Rades an einer gut sichtbaren Stelle dauerhaft 
angebracht sein. 

Bei Fahrzeugen, die in Ländern verkauft werden sollen, in denen angloamerikanische Maßein­
heiten verwendet werden, muss ein zusätzlicher Warnhinweis, der dem oben genannten mit der 
Ausnahme entspricht, dass die Zahl „80“ durch „50“ und die Angabe „km/h“ durch „mph“ ersetzt 
ist, an der Außenseite des Rades an einer gut sichtbaren Stelle dauerhaft angebracht sein.
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Es kann aber auch ein einziger Warnhinweis entsprechend der nachstehenden Aufschrift an der 
Außenseite des Rades an einer gut sichtbaren Stelle dauerhaft angebracht sein. 

Großbuchstaben müssen mindestens 5 mm hoch und die Zahlen „80“ und „50“ mindestens 20 
mm hoch sein, und die Strichbreite jeder Ziffer muss mindestens 3 mm betragen. Kleinbuch­
staben müssen eine Zeichenhöhe von mindestens 5 mm haben. Der gesamte Text muss einge­
rahmt sein und auf einem Untergrund in einer kontrastierenden Farbe stehen. 

Die Vorschriften dieses Absatzes gelten nur für die Ausführungen 1, 2 und 3 des Komplett­
notrads nach den Absätzen 2.10.1, 2.10.2 und 2.10.3. 

5.1.4.1.1. Ein Warnhinweis über die Höchstgeschwindigkeit von 120 km/h muss entsprechend der nach­
stehenden Aufschrift an der Außenseite des Rades an einer gut sichtbaren Stelle dauerhaft 
angebracht sein. 

Bei Fahrzeugen, die in Ländern verkauft werden sollen, in denen angloamerikanische Maßein­
heiten verwendet werden, muss ein zusätzlicher Warnhinweis, der dem oben genannten mit der 
Ausnahme entspricht, dass die Zahl „120“ durch „75“ und die Angabe „km/h“ durch „mph“ 
ersetzt ist, an der Außenseite des Rades an einer gut sichtbaren Stelle dauerhaft angebracht sein.
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Es kann aber auch ein einziger Warnhinweis entsprechend der nachstehenden Aufschrift an der 
Außenseite des Rades an einer gut sichtbaren Stelle dauerhaft angebracht sein. 

Großbuchstaben müssen mindestens 5 mm hoch und die Zahlen „120“ und „75“ mindestens 20 
mm hoch sein, und die Strichbreite jeder Ziffer muss mindestens 3 mm betragen. Kleinbuch­
staben müssen eine Zeichenhöhe von mindestens 5 mm haben. Der gesamte Text muss einge­
rahmt sein und auf einem Untergrund in einer kontrastierenden Farbe stehen. 

Die Vorschriften dieses Absatzes gelten nur für ein Komplettnotrad der Ausführung 4 nach 
Absatz 2.10.4, das an einem Fahrzeug der Klasse M 1 zu verwenden ist. 

5.1.4.2. Ist das Notrad für eine zeitweise Verwendung am Fahrzeug montiert, so muss die nach außen 
gerichtete Oberfläche des Scheibenrades und/oder des Reifens eine unterschiedliche Farbe oder 
ein Farbmuster aufweisen, die sich deutlich von den Farben des Serienrades unterscheiden. Ist es 
möglich, eine Radkappe am Komplettnotrad anzubringen, so darf die unterschiedliche Farbe oder 
das Farbmuster nicht durch diese Radkappe verdeckt werden. 

5.1.5. Außer bei Notlaufreifen/selbsttragenden Reifen oder einem Notlaufsystem braucht nur ein Kom­
plettnotrad mit dem Fahrzeug geliefert zu werden. 

5.1.6. Fahrzeuge mit Notlaufreifen/selbsttragenden Reifen oder einem Notlaufsystem müssen auch mit 
einem Notlaufwarnsystem (nach Absatz 2.13) ausgestattet sein; dieses muss in einem Geschwin­
digkeitsbereich von 40 km/h bis zur bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs 
arbeiten können und den Vorschriften der Absätze 5.1.6.1 bis 5.1.6.6 entsprechen. Ist das 
Fahrzeug mit einem Reifendrucküberwachungssystem ausgestattet, das den Anforderungen von 
Absatz 5.3 entspricht, braucht hingegen kein zusätzliches Notlaufwarnsystem eingebaut zu 
werden. 

5.1.6.1. Die Warnung wird optisch durch ein gelbes Warnsignal angezeigt. 

5.1.6.2. Das Warnsignal muss aktiviert werden, wenn sich der Zünd-(Anlass-)Schalter in der Stellung 
„eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet (Glühlampenkontrolle). 

5.1.6.3. Der Fahrzeugführer muss durch das Warnsignal nach Absatz 5.1.6.1 spätestens dann gewarnt 
werden, wenn bei einem Reifen erkannt wird, dass er sich im Notlaufzustand befindet. 

5.1.6.4. Eine elektrische Störung oder eine Funktionsstörung bei einem Sensor, von der das Notlaufwarn­
system betroffen ist, einschließlich des Ausfalls der Stromquelle und der Ausgabe oder Über­
tragung des Ausgangssignals, ist dem Fahrzeugführer durch ein gelbes optisches Signal anzuzei­
gen, das bei einer Fehlfunktion des Notlaufwarnsystems ausgelöst wird. Wenn das Warnsignal 
nach Absatz 5.1.6.1 verwendet wird, um sowohl den Notlaufzustand eines Reifens als auch eine 
Fehlfunktion des Notlaufwarnsystems anzuzeigen, müssen folgende Bedingungen erfüllt sein: 
Wenn sich der Zünd-(Anlass-)Schalter in der Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet, 
muss das Warnsignal blinken, um eine Systemstörung anzuzeigen. Nach kurzer Zeit muss das 
Warnsignal so lange ununterbrochen leuchten, wie die Störung vorhanden ist und sich der Zünd- 
(Anlass-)Schalter in der Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet. Das Warnsignal muss, bis 
die Störung behoben ist, jedes Mal erneut abwechselnd blinken und leuchten, wenn sich der 
Zünd-(Anlass-)Schalter in der Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet. 

5.1.6.5. Wenn das System nach den Anweisungen des Fahrzeugherstellers manuell zurückgesetzt wird, 
gelten die Vorschriften der Absätze 5.1.6.3 und 5.1.6.4 nicht. 

5.1.6.6. Die Funktion des Warnsignals nach den Absätzen 5.1.6.2 bis 5.1.6.4 muss den Vorschriften in 
Anhang 4 entsprechen.
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5.1.7. Wenn das Fahrzeug mit einem Komplettnotrad ausgestattet ist, das in luftleerem Zustand mit­
geführt wird, muss am Fahrzeug eine Vorrichtung vorhanden sein, mit der der betreffende Reifen 
innerhalb von höchstens 10 Minuten auf den für die zeitweise Verwendung vorgeschriebenen 
Druck aufgepumpt werden kann. 

5.2. Bremsprüfung 

5.2.1. Fahrzeuge, die für die Ausrüstung mit Komplettnoträdern vorgesehen sind, müssen die Vor­
schriften nach Anhang 3 erfüllen. 

5.3 Reifendrucküberwachungssystem 

5.3.1. Allgemeine Anforderungen 

5.3.1.1. Vorbehaltlich der Anforderungen von Absatz 12 müssen sowohl Fahrzeuge der Klasse M 1 bis zu 
einer Höchstmasse von 3 500 kg als auch Fahrzeuge der Klasse N 1 die Leistungsanforderungen 
der nachstehenden Absätze 5.3.1.2 bis 5.3.5.5 erfüllen und gemäß Anhang 5 geprüft werden, 
wenn sie an allen Achsen mit Einzelreifen und mit einem Reifendrucküberwachungssystem 
gemäß der Begriffsbestimmung in Absatz 2.14 ausgestattet sind. 

5.3.1.2. Ein in ein Fahrzeug eingebautes Reifendrucküberwachungssystem muss die Vorschriften der 
Regelung Nr. 10 erfüllen. 

5.3.1.3. Das System muss bei Geschwindigkeiten von 40 km/h oder darunter bis zu der bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs funktionieren. 

5.3.2. Erkennung von plötzlichem Druckverlust (Durchschlagprüfung) 

5.3.2.1. Das Reifendrucküberwachungssystem ist nach dem Prüfverfahren gemäß Anhang 5 Absatz 2.6.1 
zu prüfen. Bei dieser Prüfung muss das Reifendrucküberwachungssystem das in Absatz 5.3.5 
beschriebene Warnsignal spätestens innerhalb von 10 Minuten zum Aufleuchten bringen, nach­
dem der Betriebsdruck bei Fahrzeugbetrieb in einem der Fahrzeugreifen um 20 % gesunken ist 
oder bei dem Mindestdruck von 150 kPa liegt (es gilt der höhere Wert). 

5.3.3. Erkennung eines Reifendruckwertes, der erheblich unter dem Druck liegt, der für eine optimale Leistung u. a. in Bezug 
auf Treibstoffverbrauch und Sicherheit empfohlen wird (Diffusionsprüfung) 

5.3.3.1. Das Reifendrucküberwachungssystem ist nach dem Prüfverfahren gemäß Anhang 5 Absatz 2.6.2 
zu prüfen. Bei der Prüfung nach diesem Verfahren muss das Reifendrucküberwachungssystem das 
in Absatz 5.3.5 beschriebene Warnsignal spätestens innerhalb von 60 Minuten kumulierter 
Fahrzeit, nachdem der Betriebsdruck bei Fahrzeugbetrieb in einem von bis zu insgesamt vier 
Fahrzeugreifen um 20 Prozent gesunken ist, zum Aufleuchten bringen. 

5.3.4. Prüfung zur Erkennung einer Störung 

5.3.4.1. Das Reifendrucküberwachungssystem ist nach dem Prüfverfahren gemäß Anhang 5 Absatz 3 zu 
prüfen. Bei dieser Prüfung muss das Reifendrucküberwachungssystem das in Absatz 5.3.5. be­
schriebene Warnsignal spätestens innerhalb von 10 Minuten zum Aufleuchten bringen, nachdem 
eine Störung aufgetreten ist, die die Generierung oder Übertragung von Steuerbefehlen oder 
Reaktionssignalen im Reifendrucküberwachungssystem des Fahrzeugs beeinträchtigt. Ist das Sys­
tem aufgrund externer Einflüsse (z. B. Funkstörung) blockiert, kann die Zeit für die Erkennung 
einer Störung verlängert werden. 

5.3.5. Warnanzeige 

5.3.5.1. Die Warnung ist über ein optisches Warnsignal gemäß der Regelung Nr. 121 anzuzeigen. 

5.3.5.2. Das Warnsignal muss aktiviert werden, wenn sich der Zünd-(Anlass-)Schalter in der Stellung 
„eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet (Glühlampenkontrolle). [Diese Anforderung gilt nicht, wenn 
Kontrollleuchten in einem gemeinsamen Feld angeordnet sind.] 

5.3.5.3. Das Warnsignal muss auch bei Tageslicht sichtbar sein; der Fahrer muss von seinem Sitz aus das 
einwandfreie Funktionieren des Signals leicht nachprüfen können.
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5.3.5.4 Bei der Anzeige der Störung darf es sich um dasselbe Warnsignal handeln, das zur Anzeige von 
zu niedrigem Luftdruck verwendet wird. Wird das in Absatz 5.3.5.1 beschriebene Warnsignal 
sowohl zur Anzeige von zu niedrigem Luftdruck als auch zur Anzeige einer Störung des Reifen­
drucküberwachungssystems verwendet, müssen folgende Bedingungen erfüllt sein: Wenn sich der 
Zünd-(Anlass-)Schalter in der Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet, muss das Warnsignal 
blinken, um eine Störung anzuzeigen. Nach kurzer Zeit muss das Warnsignal so lange ununter­
brochen leuchten, wie die Störung vorhanden ist und sich der Zünd-(Anlass-)Schalter in der 
Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet. Die Warnleuchte muss, bis die Störung behoben 
ist, immer dann erneut abwechselnd blinken und leuchten, wenn sich der Zünd-(Anlass-)Schalter 
in der Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet. 

5.3.5.5. Die Warnleuchte nach Absatz 5.3.5.1 kann im Blinkmodus verwendet werden, um über den 
Rückstellungsstatus des Reifendrucküberwachungssystems gemäß der Betriebsanleitung für das 
Fahrzeug zu informieren. 

6. ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN 

6.1. Wenn das Fahrzeug mit einem Komplettnotrad ausgestattet ist, müssen in der Betriebsanleitung 
für das Fahrzeug mindestens die nachstehenden Informationen enthalten sein: 

6.1.1. Ein Hinweis auf die Gefahr, die sich aus der Nichteinhaltung der Beschränkungen für die Ver­
wendung eines Komplettnotrades ergibt, und gegebenenfalls ein Hinweis bezüglich der auf eine 
spezielle Achse beschränkten Verwendung; 

6.1.2. eine Anweisung, vorsichtig und nicht mit mehr als der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 80 
km/h (50 mph) zu fahren, wenn ein Komplettnotrad der Ausführung 1, 2 oder 3 nach den 
Absätzen 2.10.1, 2.10.2 oder 2.10.3 montiert ist, und so bald wie möglich wieder ein Serien­
komplettrad zu montieren. Es ist deutlich zu machen, dass diese Anweisung auch für ein 
Komplettnotrad der Ausführung 5 nach Absatz 2.10.5 gilt, das im Notlaufzustand verwendet 
wird; 

6.1.2.1. eine Anweisung, vorsichtig und nicht mit mehr als der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 
120 km/h (75 mph) zu fahren, wenn ein Komplettnotrad nach Absatz 2.10.4 montiert ist, und 
so bald wie möglich wieder ein Serienkomplettrad zu montieren; 

6.1.3. der Hinweis, dass es nicht erlaubt ist, mit dem Fahrzeug zu fahren, wenn gleichzeitig mehr als 
ein Komplettnotrad montiert ist. Diese Vorschrift gilt nur für die Ausführungen 1, 2 und 3 eines 
Komplettnotrads nach den Absätzen 2.10.1, 2.10.2 und 2.10.3; 

6.1.4. eine genaue Angabe des vom Fahrzeughersteller für den Reifen des Komplettnotrades vor­
geschriebenen Reifeninnendrucks; 

6.1.5. bei Fahrzeugen mit einem Komplettnotrad, das in luftleerem Zustand mitgeführt wird, eine 
Beschreibung des Verfahrens zum Aufpumpen des Reifens auf den für die zeitweise Verwendung 
vorgeschriebenen Druck mit der Einrichtung nach Absatz 5.1.7. 

6.2. Wenn das Fahrzeug mit einem Reifendrucküberwachungssystem oder einem Notlaufwarnsystem 
ausgestattet ist, müssen in der Betriebsanleitung für das Fahrzeug mindestens die nachstehenden 
Informationen enthalten sein: 

6.2.1. ein Hinweis, dass das Fahrzeug mit einem solchen System ausgestattet ist (einschließlich Infor­
mationen, wie das System zurückgestellt wird, falls diese Möglichkeit im System vorgesehen ist); 

6.2.2. eine Abbildung des in Absatz 5.1.6.1 bzw. 5.3.5.1 beschriebenen Warnleuchtensymbols (und 
eine Abbildung des Symbols zur Anzeige einer Störung, wenn es sich dabei um eine eigens dafür 
vorgesehene Warnleuchte handelt); 

6.2.3. weitere Informationen dazu, was es bedeutet, wenn die Warnleuchte, die vor zu niedrigem 
Reifendruck warnt, aufleuchtet, und eine Beschreibung der in einem solchen Fall zu treffenden 
Abhilfemaßnahme. 

6.3. Wird mit dem Fahrzeug keine Betriebsanleitung mitgeliefert, so müssen die Informationen nach 
Absatz 6.1 und/oder Absatz 6.2 an einer gut sichtbaren Stelle am Fahrzeug angebracht sein.
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7. ÄNDERUNGEN AN EINEM FAHRZEUGTYP UND ERWEITERUNG DER GENEHMIGUNG 

7.1. Jede Änderung des Fahrzeugtyps ist der Behörde mitzuteilen, die die Typgenehmigung erteilt hat. 
Die Behörde kann dann entweder 

7.1.1. die Auffassung vertreten, dass von den vorgenommenen Änderungen keine nennenswert nach­
teilige Wirkung ausgeht und das Fahrzeug auf jeden Fall noch den Vorschriften entspricht, oder 

7.1.2. ein neues Gutachten von dem technischen Dienst verlangen, der die Prüfungen durchführt. 

7.2. Die Bestätigung oder die Versagung der Genehmigung ist den Vertragsparteien des Übereinkom­
mens, die diese Regelung anwenden, mit Angabe der Änderungen gemäß dem Verfahren von 
Absatz 4.3 mitzuteilen. 

7.3. Die Behörde, die die Erweiterung der Genehmigung bescheinigt, teilt jedem Mitteilungsblatt über 
eine solche Erweiterung eine laufende Nummer zu. 

8. ÜBEREINSTIMMUNG DER PRODUKTION 

8.1. Die Verfahren zur Kontrolle der Übereinstimmung der Produktion müssen den in Anhang 2 zum 
Übereinkommen (E/ECE/324 — E/ECE/TRANS/505/Rev.2) beschriebenen Verfahren entsprechen, 
wobei folgende Vorschriften eingehalten sein müssen: 

8.2. Die Behörde, die die Typgenehmigung erteilt hat, kann jederzeit in jeder Fertigungsanlage die 
Übereinstimmung der Produktion überprüfen. Diese Überprüfungen werden gewöhnlich mindes­
tens einmal pro Jahr durchgeführt. 

9. MASSNAHMEN BEI ABWEICHUNGEN IN DER PRODUKTION 

9.1. Die für einen Fahrzeugtyp nach dieser Regelung erteilte Genehmigung kann entzogen werden, 
wenn die Vorschriften in Absatz 8 nicht eingehalten sind. 

9.2. Entzieht eine Vertragspartei des Übereinkommens, die diese Regelung anwendet, eine von ihr 
erteilte Genehmigung, so hat sie unverzüglich die anderen Vertragsparteien, die diese Regelung 
anwenden, hierüber mit einer Abschrift des Mitteilungsblatts über die Genehmigung zu unter­
richten, die am Schluss in Großbuchstaben den Vermerk „GENEHMIGUNG ENTZOGEN“ mit Datum 
und Unterschrift trägt. 

10. ENDGÜLTIGE EINSTELLUNG DER PRODUKTION 

Stellt der Inhaber einer Genehmigung die Produktion eines nach dieser Regelung genehmigten 
Fahrzeugtyps endgültig ein, so hat er hierüber die Behörde, die die Genehmigung erteilt hat, zu 
verständigen. Die Behörde hat ihrerseits die anderen Vertragsparteien des Übereinkommens, die 
diese Regelung anwenden, hierüber mit einer Abschrift des Mitteilungsblatts über die Genehmi­
gung zu verständigen, die am Schluss in Großbuchstaben den Vermerk „PRODUKTION EINGE­
STELLT“ mit Datum und Unterschrift trägt. 

11. NAMEN UND ANSCHRIFTEN DER TECHNISCHEN DIENSTE, DIE DIE PRÜFUNGEN FÜR DIE GENEHMI­
GUNG DURCHFÜHREN, UND DER BEHÖRDEN 

Die Vertragsparteien des Übereinkommens, die diese Regelung anwenden, übermitteln dem 
Sekretariat der Vereinten Nationen die Namen und Anschriften der technischen Dienste, die 
die Prüfungen für die Genehmigung durchführen, und der Behörden, die die Genehmigung 
erteilen und denen die in anderen Ländern ausgestellten Mitteilungsblätter über die Erteilung, 
die Erweiterung, die Versagung oder die Zurücknahme der Genehmigung zu übersenden sind. 

12. ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

12.1. Nach dem offiziellen Datum des Inkrafttretens der Änderungsserie 01 darf keine Vertragspartei, 
die diese Regelung anwendet, die Erteilung von Genehmigungen nach dieser Regelung in ihrer 
durch die Änderungsserie 01 geänderten Fassung versagen.
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12.2. Nach Ablauf einer Frist von 36 Monaten nach dem Tag des Inkrafttretens der Änderungsserie 01 
dürfen Vertragsparteien, die diese Regelung hinsichtlich der Komplettnoträder, der Notlaufreifen 
oder eines Notlaufsystems anwenden, Genehmigungen nur dann erteilen, wenn der zu geneh­
migende Fahrzeugtyp den Vorschriften dieser Regelung in ihrer durch die Änderungsserie 01 
geänderten Fassung entspricht. 

12.3. Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, dürfen Erweiterungen von Genehmigungen nach 
der vorhergehenden Änderungsserie zu dieser Regelung nicht versagen. 

12.4. Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, erteilen während einer Frist von 36 Monaten 
nach dem Tag des Inkrafttretens der Änderungsserie 01 weiterhin Genehmigungen für die Fahr­
zeugtypen, die den Vorschriften dieser Regelung in ihrer durch die vorhergehende Änderungs­
serie geänderten Fassung entsprechen. 

12.5. Nach dem offiziellen Datum des Inkrafttretens der Änderungsserie 02 darf keine Vertragspartei, 
die diese Regelung anwendet, die Erteilung von Genehmigungen nach dieser Regelung in ihrer 
durch die Änderungsserie 02 geänderten Fassung versagen. 

12.6. Ab dem 1. November 2012 dürfen Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, die Erteilung 
einer nationalen oder regionalen Typgenehmigung für einen Fahrzeugtyp der Klasse M 1 bis zu 
einer Höchstmasse von 3 500 kg sowie für einen Fahrzeugtyp der Klasse N 1 (in beiden Fällen mit 
Einzelreifen an allen Achsen) verweigern, wenn der zu genehmigende Fahrzeugtyp den Vorschrif­
ten dieser Regelung in ihrer durch die Änderungsserie 02 geänderten Fassung nicht entspricht. 

12.7. Ab dem 1. November 2014 dürfen Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, die nationale 
oder regionale Erstzulassung (erste Inbetriebnahme) eines Fahrzeugtyps der Klasse M 1 bis zu einer 
Höchstmasse von 3 500 kg sowie eines Fahrzeugtyps der Klasse N 1 (in beiden Fällen mit Einzel­
reifen an allen Achsen) verweigern, wenn der zu genehmigende Fahrzeugtyp den Vorschriften 
dieser Regelung in ihrer durch die Änderungsserie 02 geänderten Fassung nicht entspricht. 

12.8. Ungeachtet der vorstehenden Übergangsbestimmungen sind Vertragsparteien, die diese Regelung 
erst nach Inkrafttreten der neuesten Änderungsserie in Kraft setzen, nicht verpflichtet, Genehmi­
gungen anzuerkennen, die gemäß dieser Regelung in der Fassung einer der vorhergehenden 
Änderungsserien erteilt worden sind.
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ANHANG 1 

MITTEILUNG 

(größtes Format: A4 (210 mm × 297 mm))
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ANHANG 2 

MUSTER DER GENEHMIGUNGSZEICHEN 

Muster A 

(siehe Absatz 4.4 dieser Regelung) 

a ≥ 8 mm 

Das oben gezeigte, an einem Fahrzeug angebrachte Genehmigungszeichen bedeutet, dass dieser Fahrzeugtyp in den 
Niederlanden (E 4) nach der Regelung Nr. 64 unter der Nummer 022439 hinsichtlich der Ausrüstung mit Komplett­
noträdern genehmigt wurde. Aus der Genehmigungsnummer geht hervor, dass die Genehmigung nach den Vorschriften 
der Regelung Nr. 64 in ihrer durch die Änderungsserie 02 geänderten Fassung erteilt wurde. 

Muster B 

(siehe Absatz 4.4 dieser Regelung) 

a ≥ 8 mm 

Das oben gezeigte, an einem Fahrzeug angebrachte Genehmigungszeichen bedeutet, dass dieser Fahrzeugtyp in den 
Niederlanden (E 4) nach der Regelung Nr. 64 unter der Nummer 022439 hinsichtlich seiner Ausrüstung mit einem 
Reifendrucküberwachungssystem genehmigt wurde. Aus der Genehmigungsnummer geht hervor, dass die Genehmigung 
nach den Vorschriften der Regelung Nr. 64 in ihrer durch die Änderungsserie 02 geänderten Fassung erteilt wurde. 

Muster C 

(siehe Absatz 4.5 dieser Regelung) 

a ≥ 8 mm
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Das oben gezeigte, an einem Fahrzeug angebrachte Genehmigungszeichen bedeutet, dass dieser Fahrzeugtyp in den 
Niederlanden (E 4) nach den Regelungen Nr. 64 (hinsichtlich der Ausrüstung mit Komplettnoträdern und mit einem 
Reifendrucküberwachungssystem) und 13-H ( 1 ) genehmigt wurde. Aus den Genehmigungsnummern geht hervor, dass 
zum Zeitpunkt der Erteilung der jeweiligen Genehmigung die Regelung Nr. 64 in der Fassung der Änderungsserie 02 und 
die Regelung Nr. 13-H in ihrer Ursprungsfassung galt.
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ANHANG 3 

BREMS- UND SPURHALTEPRÜFUNG FÜR FAHRZEUGE MIT KOMPLETTNOTRÄDERN 

1. ALLGEMEINE BEDINGUNGEN 

1.1. Die Prüfstrecke muss weitgehend eben sein und eine Oberfläche haben, die eine gute Haftung sicherstellt. 

1.2. Bei der Prüfung darf kein Wind wehen, der die Ergebnisse der Prüfung beeinflussen könnte. 

1.3. Das Fahrzeug ist bis zu seinem Gesamtgewicht nach Absatz 2.11 dieser Regelung zu beladen. 

1.4. Die sich aus dem Beladungszustand nach Absatz 1.3 dieses Anhangs ergebenden Achslasten müssen proportional 
zu den in Anhang 2.12 dieser Regelung definierten maximalen Achslasten sein. 

1.5. Abgesehen von Notlaufreifen müssen die Reifen bis zu den vom Fahrzeughersteller für den Fahrzeugtyp und den 
Beladungszustand empfohlenen Drücken aufgepumpt sein. Ein Notlaufreifen ist in völlig luftleerem Zustand zu 
prüfen. 

2. BREMS- UND SPURHALTEPRÜFUNG 

2.1. Die Prüfung ist jeweils mit einem anstelle eines Vorderrades oder eines Hinterrades angebauten Komplettnotrad 
durchzuführen. Ist die Verwendung des Komplettnotrades jedoch auf eine spezielle Achse beschränkt, so ist die 
Prüfung nur mit dem an dieser Achse montierten Notrad durchzuführen. 

2.2. Die Prüfung ist unter Verwendung der Betriebsbremsanlage aus einer Anfangsgeschwindigkeit von 80 km/h mit 
ausgekuppeltem Motor durchzuführen. 

2.3. Die Bremswirkung muss dem Wert entsprechen, der bei einer Prüfung Typ 0 bei kalter Bremse und ausgekup­
peltem Motor an Fahrzeugen der Klassen M 1 und N 1 nach dem in der Regelung Nr. 13 oder 13-H beschriebenen 
Verfahren bestimmt wird: 

2.3.1. Bei Fahrzeugen der Klasse M 1 , die nach der Regelung Nr. 13 genehmigt, mit Komplettnoträdern der Ausfüh­
rungen 1, 2, 3 und 5 nach den Absätzen 2.10.1, 2.10.2, 2.10.3 und 2.10.5 ausgestattet und bei einer vor­
geschriebenen Geschwindigkeit von 80 km/h geprüft worden sind, 

darf der Bremsweg, der bei Aufbringung einer maximalen Kraft von 500 N auf die Fußbetätigungseinrichtung 
erreicht wird, nicht mehr als 50,7 m und 

die mittlere Vollverzögerung (mfdd), die anhand der nachstehenden Formel bestimmt wird, nicht weniger als 
5,8 ms –2 betragen: 

mfdd = v 2 / 41,14 s 

Dabei ist „v“ die Ausgangsgeschwindigkeit, bei der die Bremsung beginnt, und „s“ der während der Bremsung 
zwischen 0,8 v und 0,1 v zurückgelegte Weg. 

2.3.1.1. Bei Fahrzeugen der Klasse N 1 , die nach der Regelung Nr. 13 genehmigt, mit Komplettnoträdern der Ausfüh­
rungen 1, 2, 3 und 5 nach den Absätzen 2.10.1, 2.10.2, 2.10.3 und 2.10.5 ausgestattet und bei einer vor­
geschriebenen Geschwindigkeit von 80 km/h geprüft worden sind, 

darf der Bremsweg, der bei Aufbringung einer maximalen Kraft von 700 N auf die Fußbetätigungseinrichtung 
erreicht wird, nicht mehr als 61,2 m und 

die mittlere Vollverzögerung (mfdd), die anhand der nachstehenden Formel bestimmt wird, nicht weniger als 
5,0 ms –2 betragen: 

mfdd = v 2 / 41,14 s
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Dabei ist „v“ die Ausgangsgeschwindigkeit, bei der die Bremsung beginnt, und „s“ der während der Bremsung 
zwischen 0,8 v und 0,1 v zurückgelegte Weg. 

2.3.1.2. Bei Fahrzeugen der Klasse M 1 , die nach der Regelung Nr. 13 genehmigt, mit einem Komplettnotrad der Aus­
führung 4 nach Absatz 2.10.4 ausgestattet und bei einer vorgeschriebenen Geschwindigkeit von 120 km/h 
geprüft worden sind, 

darf der Bremsweg, der bei Aufbringung einer maximalen Kraft von 500 N auf die Fußbetätigungseinrichtung 
erreicht wird, nicht mehr als 108 m und 

die mittlere Vollverzögerung (mfdd), die anhand der nachstehenden Formel bestimmt wird, nicht weniger als 5,8 
ms –2 betragen: 

mfdd = v 2 / 41,14 s 

Dabei ist „v“ die Ausgangsgeschwindigkeit, bei der die Bremsung beginnt, und „s“ der während der Bremsung 
zwischen 0,8 v und 0,1 v zurückgelegte Weg. 

2.3.1.3. Bei Fahrzeugen der Klasse M 1 oder N 1 , die nach der Regelung Nr. 13-H genehmigt, mit Komplettnoträdern der 
Ausführungen 1, 2, 3 und 5 nach den Absätzen 2.10.1, 2.10.2, 2.10.3 und 2.10.5 ausgestattet und bei einer 
vorgeschriebenen Geschwindigkeit von 80 km/h geprüft worden sind, 

darf der Bremsweg, der bei Aufbringung einer maximalen Kraft von 650 N + 0 / – 50 N auf die Fußbetätigungs­
einrichtung erreicht wird, nicht mehr als 46,4 m und 

die mittlere Vollverzögerung (mfdd), die anhand der nachstehenden Formel bestimmt wird, nicht weniger als 
6,43 ms –2 betragen: 

mfdd = v 2 / 41,14 s 

Dabei ist „v“ die Ausgangsgeschwindigkeit, bei der die Bremsung beginnt, und „s“ der während der Bremsung 
zwischen 0,8 v und 0,1 v zurückgelegte Weg. 

2.3.1.4. Bei Fahrzeugen der Klasse M 1 , die nach der Regelung Nr. 13-H genehmigt, mit einem Komplettnotrad der 
Ausführung 4 nach Absatz 2.10.4 ausgestattet und bei einer vorgeschriebenen Geschwindigkeit von 
120 km/h geprüft worden sind, 

darf der Bremsweg, der bei Aufbringung einer maximalen Kraft von 650 N + 0 / – 50 N auf die Fußbetätigungs­
einrichtung erreicht wird, nicht mehr als 98,4 m und 

die mittlere Vollverzögerung (mfdd), die anhand der nachstehenden Formel bestimmt wird, nicht weniger als 
6,43 ms –2 betragen: 

mfdd = v 2 / 41,14 s 

Dabei ist „v“ die Ausgangsgeschwindigkeit, bei der die Bremsung beginnt, und „s“ der während der Bremsung 
zwischen 0,8 v und 0,1 v zurückgelegte Weg. 

2.4. Die Prüfungen sind für jeden der in Absatz 2.1 dieses Anhanges festgelegten Anbaufälle durchzuführen. 

2.5. Die vorgeschriebene Bremswirkung muss ohne Blockieren der Räder, ohne dass das Fahrzeug seine Spur verlässt, 
ohne ungewöhnliche Schwingungen und Abnutzung der Reifen während der Prüfung oder übermäßige Lenk­
korrekturen erzielt werden.
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ANHANG 4 

PRÜFVORSCHRIFTEN FÜR DAS NOTLAUFWARNSYSTEM 

1. PRÜFBEDINGUNGEN 

1.1. Umgebungstemperatur 

Die Umgebungstemperatur muss zwischen 0 °C und 40 °C liegen. 

1.2. Oberfläche der Prüfstrecke 

Die Oberfläche der Prüfstrecke muss trocken und glatt sein. 

1.3. Lage der Prüfstrecke 

Die Prüfstrecke darf nicht in einer Umgebung liegen, in der Funkstörungen auftreten können, wie z. B. in einem 
starken elektrischen Feld. 

1.4. Bedingungen für das Abstellen des Prüffahrzeugs 

Die Reifen des abgestellten Fahrzeugs müssen vor direkter Sonneneinstrahlung geschützt sein. 

2. PRÜFVERFAHREN 

2.1. Prüfverfahren für das Erkennen des Notlaufzustands bei einem Reifen Die Vorschriften des Absatzes 2.1.1 
oder des Absatzes 2.1.2 müssen eingehalten sein. 

2.1.1. Prüfung 1 

2.1.1.1. Die Reifen sind bis zu dem vom Fahrzeughersteller empfohlenen Druck aufzupumpen. 

2.1.1.2. Wenn das Fahrzeug steht und sich der Zünd-(Anlass-)Schalter in der Stellung „verriegelt“ oder „ausgeschaltet“ 
befindet, wird der Zünd-(Anlass-)Schalter in die Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) bzw. die entsprechende 
Schlüsselstellung gebracht. Es ist sicherzustellen, dass das Warnsignal aktiviert ist. 

2.1.1.3. Die Zündung wird ausgeschaltet und der Reifendruck eines beliebigen Reifens auf einen Wert gesenkt, der 
100 kPa unter dem des empfohlenen Reifendrucks (kalt) liegt. 

2.1.1.4. Innerhalb von 5 Minuten nach dem Senken des Reifendrucks wird das Fahrzeug mit einer Geschwindigkeit 
zwischen 40 km/h und 100 km/h normal gefahren. 

2.1.1.5. Die Prüfung ist abgeschlossen, wenn 

a) entweder das Signal des Notlaufwarnsystems nach Absatz 5.1.6 ausgelöst wurde oder 

b) 5 Minuten (nach den Vorschriften des Absatzes 2.3 berechnet) ab dem Zeitpunkt vergangen sind, zu dem die 
Prüfgeschwindigkeit erreicht wurde. Wenn das Warnsignal nicht ausgelöst wird, hat das System die Prüfung 
nicht bestanden. 

Das Fahrzeug wird zum Stillstand gebracht und die Zündung ausgeschaltet. 

2.1.1.6. Wenn das Warnsignal nach Absatz 2.1.1.5 ausgelöst wurde, wird die Zündung nach einer Wartezeit von 5 
Minuten wieder eingeschaltet; das Signal muss erneut ausgelöst werden und so lange leuchten, wie sich der 
Zündschalter in der Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet. 

2.1.1.7. Das Verfahren nach den Absätzen 2.1.1.1 bis 2.1.1.6 wird wiederholt, allerdings bei einer Prüfgeschwindigkeit 
von 130 km/h oder mehr. Alle einschlägigen Vorschriften müssen bei beiden Prüfgeschwindigkeiten eingehalten 
sein.
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2.1.2. Prüfung 2 

2.1.2.1. Die Reifen sind bis zu dem vom Fahrzeughersteller empfohlenen Druck aufzupumpen. 

2.1.2.2. Wenn das Fahrzeug steht und sich der Zünd-(Anlass-)Schalter in der Stellung „verriegelt“ oder „ausgeschaltet“ 
befindet, wird der Zünd-(Anlass-)Schalter in die Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) bzw. die entsprechende 
Schlüsselstellung gebracht. Es ist sicherzustellen, dass das Warnsignal aktiviert ist. Die Zündung wird ausgeschal­
tet. 

2.1.2.3. An einem Reifen wird ein schleichender Druckverlust zwischen 10 kPa/min und 20 kPa/min herbeigeführt. 

2.1.2.4. Das Fahrzeug wird mit einer Geschwindigkeit von mehr als 25 km/h gefahren. 

2.1.2.5. Die Prüfvorschrift ist eingehalten, wenn das Warnsignal spätestens bei einem Druckabfall auf 100 kPa ausgelöst 
wird. 

2.2. Prüfverfahren für das Erkennen eines Ausfalls des Notlaufwarnsystems 

2.2.1. Während sich das Fahrzeug im normalen Betriebszustand befindet, wird ein Ausfall des Notlaufwarnsystems 
simuliert. Dieser kann z. B. dadurch simuliert werden, dass Steckverbinder für Leitungen für die Stromzufuhr von 
der Stromquelle oder für Leitungen zur Übertragung der Ein- und Ausgangssignale zur Steuerung des Warn­
systems gelöst werden. 

2.2.2. Nach der Simulation eines Fehlers wird das Fahrzeug mit einer Geschwindigkeit zwischen 40 km/h und 
100 km/h normal gefahren. 

2.2.3. Die Prüfung ist abgeschlossen, wenn entweder 

a) das Signal des Notlaufwarnsystems nach Absatz 5.1.6.4 ausgelöst wurde oder 

b) 5 Minuten (nach den Vorschriften des Absatzes 2.3 berechnet) ab dem Zeitpunkt vergangen sind, zu dem die 
Prüfgeschwindigkeit erreicht wurde. Wenn das Warnsignal nicht ausgelöst wird, hat das System die Prüfung 
nicht bestanden. 

Das Fahrzeug wird zum Stillstand gebracht und die Zündung ausgeschaltet. 

2.2.4. Wenn das Warnsignal nach Absatz 2.2.3 ausgelöst wurde, wird die Zündung nach einer Wartezeit von 5 
Minuten wieder eingeschaltet; das Signal muss erneut ausgelöst werden und so lange leuchten, wie sich der 
Zündschalter in der Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet. 

2.3. Berechnung der Prüfdauer 

Die Zeit, die benötigt wird, um festzustellen, ob die Vorschriften der Absätze 2.1.1.5 und 2.2.3 eingehalten sind, 
ist die gesamte Zeit, während der das Fahrzeug in dem Geschwindigkeitsbereich von 40 km/h bis 100 km/h 
gefahren wird. 

Während dieser berechneten Dauer muss das Fahrzeug ununterbrochen gefahren werden, allerdings braucht nicht 
während der gesamten Prüfung eine Geschwindigkeit innerhalb des Bereichs der Prüfgeschwindigkeit beibehalten 
zu werden. Wenn die Fahrzeuggeschwindigkeit einen Wert außerhalb des Bereichs der Prüfgeschwindigkeit 
erreicht, werden die in diesen Fällen gemessenen Zeiten von der gesamten Prüfdauer abgezogen. 

Die Genehmigungsbehörde muss sich vergewissern, dass das Notlaufwarnsystem die Zeit innerhalb des Bereichs 
der Prüfgeschwindigkeit kumulativ aufzeichnet und die Zeitberechnung nicht erneut beginnt, wenn die Fahr­
zeuggeschwindigkeit einen Wert außerhalb des Bereichs der Prüfgeschwindigkeit erreicht.
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ANHANG 5 

PRÜFVORSCHRIFTEN FÜR REIFENDRUCKÜBERWACHUNGSSYSTEME 

1. PRÜFBEDINGUNGEN 

1.1. Umgebungstemperatur 

Die Umgebungstemperatur muss zwischen 0 °C und 40 °C liegen. 

1.2. Oberfläche der Prüfstrecke 

Die Fahrbahn muss eine griffige Oberfläche haben. Während der Prüfung muss die Fahrbahnoberfläche trocken 
sein. 

1.3. Die Prüfungen müssen in einer funkstörungsfreien Umgebung erfolgen. 

1.4. Fahrzeugbedingungen 

1.4.1. Prüfgewicht 

Das Fahrzeug kann bei jeglicher Beladung geprüft werden, wobei die Verteilung der Masse auf die Achsen der 
vom Fahrzeughersteller erklärten Verteilung entsprechen muss und die zulässige Gesamtmasse für die einzelnen 
Achsen nicht überschritten werden darf. 

Ist es jedoch nicht möglich, das System einzustellen oder rückzustellen, muss das Fahrzeug unbeladen sein. Auf 
den vorderen Sitzen darf sich neben dem Fahrer noch eine zweite Person befinden, die für die Aufzeichnung der 
Prüfergebnisse verantwortlich ist. Der Beladungszustand darf während der Prüfung nicht verändert werden. 

1.4.2. Fahrzeuggeschwindigkeit 

Das Reifendrucküberwachungssystem muss kalibriert und geprüft werden: 

a) für die Durchschlagprüfung gemäß Absatz 5.3.2 dieser Regelung in einem Geschwindigkeitsbereich zwischen 
40 km/h und 120 km/h oder der bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs, wenn diese unter 
120 km/h liegt, und 

b) für die Diffusionsprüfung gemäß Absatz 5.3.3 dieser Regelung und die Störungsprüfung gemäß Absatz 5.3.4 
dieser Regelung in einem Geschwindigkeitsbereich zwischen 40 km/h und 100 km/h. 

Die Prüfung muss den gesamten Geschwindigkeitsbereich abdecken. 

Bei Fahrzeugen mit Tempomat darf dieser während der Prüfung nicht eingeschaltet werden. 

1.4.3. Position der Felgen 

Die Felgen können beliebig positioniert sein; dabei sind entsprechende vom Fahrzeughersteller gegebene An­
weisungen oder Beschränkungen zu beachten. 

1.4.4. Standort des Prüffahrzeugs 

Die Reifen des abgestellten Fahrzeugs müssen vor direkter Sonneneinstrahlung geschützt sein. Der Standort ist 
gegen Luftbewegungen abzuschirmen, die die Ergebnisse verfälschen könnten. 

1.4.5. Betätigung des Bremspedals 

Die Betätigung des Bremspedals während der Fortbewegung des Fahrzeugs gilt nicht als Fahrtzeit. 

1.4.6. Reifen 

Die Reifen des Prüffahrzeugs sind für die Prüfung gemäß den Empfehlungen des Fahrzeugherstellers zu mon­
tieren. Zur Prüfung einer Störung des Reifendrucküberwachungssystems darf jedoch der Reservereifen verwendet 
werden.
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1.5. Genauigkeit der Reifendruckmessgeräte 

Die für die in diesem Anhang beschriebenen Prüfungen zu verwendenden Reifendruckmessgeräte müssen eine 
Genauigkeit von +/– 3 kPa aufweisen. 

2. PRÜFVERFAHREN 

Die Prüfung muss mindestens einmal für den in Absatz 2.6.1 dieses Anhangs dargelegten Prüffall (Durchschlag­
prüfung) und mindestens einmal für jeden in Absatz 2.6.2 dieses Anhangs dargelegten Prüffall (Diffusions­
prüfung) bei einer Prüfgeschwindigkeit innerhalb des in Absatz 1.4.2 dieses Anhangs angegebenen Bereichs 
durchgeführt werden. 

2.1. Vor Aufpumpen der Fahrzeugreifen ist das Fahrzeug mindestens eine Stunde lang im Freien bei Umgebungs­
temperatur abzustellen; der Motor ist abzuschalten und das Fahrzeug ist vor direkter Sonneneinstrahlung zu 
schützen und gegenüber Luftbewegungen oder anderen Wärme- oder Kälteeinflüssen abzuschirmen. Die Fahr­
zeugreifen sind bis zu dem vom Fahrzeughersteller empfohlenen Reifeninnendruck bei kaltem Reifen (P rec ) 
gemäß den Empfehlungen des Fahrzeugherstellers für Geschwindigkeit, Beladung und Reifenpositionen auf­
zupumpen. Sämtliche Reifendruckmessungen sind mit demselben Reifendruckmessgerät durchzuführen. 

2.2. Wenn das Fahrzeug steht und sich die Zündanlage in der Stellung „verriegelt“ oder „ausgeschaltet“ befindet, wird 
die Zündanlage in die Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) gebracht. Das Reifendrucküberwachungssystem muss 
das Funktionieren der Warnleuchte für zu niedrigen Reifendruck gemäß Absatz 5.3.5.2 dieser Regelung prüfen. 
[Diese Anforderung gilt nicht, wenn Kontrollleuchten in einem gemeinsamen Feld angeordnet sind.] 

2.3. Gegebenenfalls ist das Reifendrucküberwachungssystem gemäß den Empfehlungen des Fahrzeugherstellers ein­
zustellen oder rückzustellen. 

2.4. Lernphase 

2.4.1. Das Fahrzeug ist während mindestens 20 Minuten mit einer Geschwindigkeit innerhalb des in Absatz 1.4.2 
dieses Anhangs genannten Bereichs zu fahren; die Durchschnittsgeschwindigkeit muss bei 80 km/h (+/– 10 
km/h) liegen. In der Lernphase darf das Fahrzeug insgesamt höchstens 2 Minuten außerhalb des Geschwindig­
keitsbereichs gefahren werden. 

2.4.2 Wird die Prüfung auf einer Strecke (rund oder oval) durchgeführt, auf der die Kurven lediglich in eine Richtung 
verlaufen, sollte der technische Dienst nach eigenem Ermessen die Prüfung nach Absatz 2.4.1 in gleiche Teile 
aufteilen und in beide Richtungen verlaufen lassen (+/– 2 Minuten). 

2.4.3 Innerhalb von 5 Minuten nach Abschluss der Lernphase ist an dem/den Reifen, aus dem/denen Luft abgelassen 
werden soll, der Druck bei warmem Reifen zu messen. Dieser Wert gilt als P warm (Druck bei warmem Reifen). Er 
wird den einzelnen Prüfsequenzen zugrunde gelegt. 

2.5. Druckverlustphase 

2.5.1. Verfahren für die Durchschlagprüfung zur Verifizierung der Vorschriften von Absatz 5.3.2 dieser Regelung 

Aus einem der Fahrzeugreifen ist innerhalb von 5 Minuten nach Messung von P warm entsprechend Absatz 2.4.3 
Luft abzulassen, bis ein Wert von P warm – 20 oder ein Mindestdruck von 150 kPa erreicht ist (je nachdem, was 
höher ist); dies ist P test . Nach einer Stabilisierungszeit von 2 bis 5 Minuten ist der Druck P test erneut zu messen 
und gegebenenfalls anzupassen. 

2.5.2. Verfahren für die Diffusionsprüfung zur Verifizierung der Vorschriften von Absatz 5.3.3 dieser Regelung 

Aus allen vier Reifen ist innerhalb von 5 Minuten nach der Messung von P warm entsprechend Absatz 2.4.3 Luft 
abzulassen, bis in diesen Reifen ein Wert von P warm – 20 minus weitere 7 kPa erreicht ist; dies ist P test . Nach 
einer Stabilisierungszeit von 2 bis 5 Minuten ist der Druck P test erneut zu messen und gegebenenfalls anzupassen. 

2.6. Phase „Erkennung von zu niedrigem Reifendruck“ 

2.6.1. Verfahren für die Durchschlagprüfung zur Verifizierung der Vorschriften von Absatz 5.3.2. dieser Regelung 

2.6.1.1. Das Fahrzeug ist über einen beliebigen Teil der Prüfstrecke zu fahren (nicht notwendigerweise ununterbrochen). 
Der Wert der kumulativen Gesamtfahrtzeit muss entweder 10 Minuten oder die Zeitdauer bis zu dem Moment 
betragen, an dem die Warnleuchte für zu niedrigen Reifendruck aufleuchtet, falls der zweite Wert niedriger als 
der erste ist.
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2.6.2. Verfahren für die Diffusionsprüfung zur Verifizierung der Vorschriften von Absatz 5.3.3. dieser Regelung Option A 

2.6.2.1 Das Fahrzeug ist über einen beliebigen Teil der Prüfstrecke zu fahren. Nach mindestens 20 Minuten und 
höchstens 40 Minuten ist das Fahrzeug für mindestens 1 und höchstens 3 Minuten zum vollständigen Stillstand 
zu bringen; der Motor ist abzuschalten und der Zündschlüssel ist abzuziehen. Danach ist die Prüfung wieder­
aufzunehmen. Der Wert der kumulativen Gesamtfahrtzeit muss entweder 60 Minuten kumulative Fahrtzeit unter 
den Bedingungen nach Absatz 1.4.2 oder die Zeitdauer bis zu dem Moment betragen, an dem die Warnleuchte 
für zu niedrigen Reifendruck aufleuchtet, falls der zweite Wert niedriger als der erste ist. 

2.6.3. Leuchtet das Signal für zu niedrigen Reifendruck nicht auf, ist die Prüfung abzubrechen. 

2.7. Leuchtet die Warnleuchte für zu niedrigen Reifendruck während des Verfahrens nach Absatz 2.6 auf, ist die 
Zündanlage in die Stellung „ausgeschaltet“ oder „verriegelt“ zu bringen. Nach 5 Minuten die Zündanlage des 
Fahrzeugs wieder in die Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) bringen. Die Warnleuchte muss aufleuchten und so 
lange weiterleuchten, wie sich die Zündanlage in der Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) befindet. 

2.8. Alle Fahrzeugreifen bis zu dem vom Fahrzeughersteller empfohlenen Reifeninnendruck bei kaltem Reifen auf­
pumpen. Das System ist gemäß den Anweisungen des Fahrzeugherstellers rückzustellen. Feststellen, ob die 
Warnleuchte erloschen ist. Falls erforderlich, ist das Fahrzeug so lange zu fahren, bis die Warnleuchte erloschen 
ist. Falls sich die Warnleuchte nicht abschaltet, ist die Prüfung abzubrechen. 

2.9. Wiederholung der Druckverlustphase 

Die Prüfung kann unter Anwendung der in den Absätzen 2.1 bis 2.8 beschriebenen Prüfverfahren mit derselben 
oder einer unterschiedlichen Beladung wiederholt werden; dabei muss/müssen der jeweilige/die jeweiligen Reifen 
einen zu niedrigen Luftdruck entsprechend den Absätzen 5.3.2 oder 5.3.3 aufweisen, je nachdem, welche 
Bestimmungen im Einzelfall gelten. 

3. ERKENNEN EINER STÖRUNG DES REIFENDRUCKÜBERWACHUNGSSYSTEMS 

3.1. Es wird eine Störung des Reifendrucküberwachungssystems simuliert, beispielsweise dadurch, dass die Strom­
zufuhr zu einem Bauteil des Systems oder die elektrische Verbindung zwischen einzelnen Bauteilen des Systems 
unterbrochen wird oder indem ein Reifen oder Rad an das Fahrzeug montiert wird, das nicht mit dem Reifen­
drucküberwachungssystem kompatibel ist. Bei der Simulation einer Störung des Reifendrucküberwachungssys­
tems dürfen die elektrischen Verbindungen für die Warnleuchten nicht unterbrochen werden. 

3.2. Das Fahrzeug ist insgesamt höchstens 10 Minuten (nicht notwendigerweise ununterbrochen) über einen belie­
bigen Teil der Prüfstrecke zu fahren. 

3.3. Der Wert der kumulativen Gesamtfahrtzeit nach Absatz 3.2 muss entweder 10 Minuten oder die Zeitdauer bis zu 
dem Moment betragen, an dem die Warnleuchte zur Anzeige einer Störung des Reifendrucküberwachungs­
systems aufleuchtet, falls der zweite Wert niedriger als der erste ist. 

3.4. Leuchtet die Warnleuchte zur Anzeige einer Störung des Reifendrucküberwachungssystems nicht wie nach 
Absatz 5.3.4 dieser Regelung erforderlich auf, ist die Prüfung abzubrechen. 

3.5. Leuchtet die Warnleuchte zur Anzeige einer Störung des Reifendrucküberwachungssystems während des Ver­
fahrens nach den Absätzen 3.1 bis 3.3 auf, ist die Zündanlage in die Stellung „ausgeschaltet“ oder „verriegelt“ zu 
bringen. Nach 5 Minuten die Zündanlage des Fahrzeugs wieder in die Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) 
bringen. Die Warnleuchte zur Anzeige einer Störung des Reifendrucküberwachungssystems muss erneut auf­
leuchten und so lange weiterleuchten, wie sich die Zündanlage in der Stellung „eingeschaltet“ („in Betrieb“) 
befindet. 

3.6. Das Reifendrucküberwachungssystem ist auf den normalen Betrieb rückzustellen. Falls erforderlich, ist das Fahr­
zeug so lange zu fahren, bis die Warnleuchte erloschen ist. Falls sich die Warnleuchte nicht abschaltet, ist die 
Prüfung abzubrechen. 

3.7. Die Prüfung kann unter Anwendung der in den Absätzen 3.1 bis 3.6 beschriebenen Prüfverfahren wiederholt 
werden; dabei darf bei jeder dieser Prüfungen nur eine einzige Störung simuliert werden.
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